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Die vorliegende Publikation gibt einen praxis-
orientierten Überblick über einschlägige In -
strumente zum Monitoring der Umsetzung der 
Un-Kinderrechtskonvention. Sie richtet sich an 
Fachkräfte der staatlichen und nicht staatlichen 
Entwicklungszusammenarbeit und zeigt Wege auf, 
wie diese ihre Partner darin unterstützen können, 
die Umsetzung der Un-Kinderrechts konvention 
zu überwachen und Kinderrechte in dem jewei-
ligen Land zu stärken. Die sechs Monitoring- 
Instrumente werden anhand von Leitfragen 
beschrieben und ihre anwendungsmöglichkeiten 
für die Entwicklungszusammenarbeit aufgezeigt. 
Dazu werden einige erfolgreiche Praxisbeispiele 
vorgestellt. 
Die Umsetzung der Un-Kinderrechtskonvention ist 
eine Voraussetzung für die Umsetzung der agenda 
2030 und ihrer nachhaltigen Entwicklungsziele 
(Sustainable Development Goals, SDGs): Viele 
nachhaltigkeitsziele und ihre Unterziele tragen 
zur Verwirklichung von Kinderrechten bei (siehe 
anhang, abschnitt 3.8). Entsprechend sind die 
Monitoring-Instrumente für die SDGs und die 
Un-Kinderrechtskonvention – von der Daten-
erhebung über Indikatorenentwicklung bis hin zur 
Beteiligung von unabhängigen Monitoring-Instituti-
onen – eng miteinander verknüpft. 
Die Publikation beruht auf der auswertung 
relevanter Quellen zu Instrumenten und Prob-
lemstellungen beim Monitoring von internatio-
nalen Menschenrechtsverträgen, speziell der 
Un- Kinderrechtskonvention. Die abschließenden 
Bemerkungen des Un-Kinderrechtsausschusses 
an die Vertragsstaaten wurden herangezogen, um 
einen Überblick über Gute Praktiken sowie länder-
übergreifende Problemstellungen beim Monitoring 
der Un-Konvention zu geben. Hintergrund-
gespräche mit Expert_innen aus der entwicklungs-
politischen Praxis ergänzen die Praxisbeispiele 
(siehe anhang). 
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1 Methodik 
Diese Publikation beruht auf der auswertung 
relevanter Quellen zu Instrumenten und Problem-
stellungen beim Monitoring von internationalen 
Menschenrechtsverträgen, speziell der Un-Kinder-
rechtskonvention (Un-KRK). Die abschließenden 
Bemerkungen des Un-Kinderrechtsausschusses 
an die Vertragsstaaten wurden herangezogen, 
um einen Überblick über Gute Praktiken sowie 
länderübergreifende Problemstellungen beim 
Monitoring der Un-Konvention zu geben. Mit Hilfe 
einer Schlagwortsuche (zu den Schlagwörtern 
„indicator“, „(disaggregated) data“, „budget“, 
„(child rights) impact assessment“, „participation“, 
„monitoring (institution/body)“ und „ombudsper-
son/-man“) der Suchmaschine des Hochkommisa-
riats für Menschenrechte (http://uhri.ohchr.org/
en/search/annotations) wurden insgesamt 27 
abschließende Bemerkungen aus dem Zeitraum 
2001 bis 2017 ausgewertet. Hintergrundgesprä-
che mit Expert_innen aus der entwicklungspoliti-




Monitoring ist das analytische Sammeln, Prüfen, 
aus- und Bewerten sowie Verfügbarmachen von 
Informationen, die sich auf menschenrechtliche – 
und damit auch auf kinderrechtliche – aspekte 
oder Problemlagen beziehen.1 Monitoring findet in 
der Regel in festgelegten Intervallen statt und zielt 
drauf ab, Fort- und Rückschritte abzubilden und so 
einen Beitrag zu transparenz und Rechenschaft zu 
leisten. Menschenrechts-Monitoring im Speziellen 
überwacht, wie die Vertragsstaaten ihre Verpflich-
tung umsetzen, die Menschenrechte zu achten, zu 
schützen und zu gewährleisten, und ist ein fester 
Bestandteil der internationalen, aber auch der 
regionalen Menschenrechtsverträge. Zu diesem 
Zweck müssen die Vertragsstaaten Verfahren 
des Monitorings entwickeln und anwenden. Diese 
Staatenpflicht zum Monitoring ist in artikel 4 und 
artikel 44 der Un-KRK verankert.2 
Für die Umsetzung der agenda 2030 haben die 
Staaten ebenfalls ein Monitoring vereinbart, um 
zu überprüfen, ob und wie sie die Zielvorgaben 
der nachhaltigen Entwicklungsziele (Sustainable 
Development Goals, SDGs) erreichen. Zentral ist 
dabei die nationale operationalisierung der SDGs. 
Da eine große Zahl von SDGs und ihren Unterzie-
len sich auf Kinder beziehen, wird eine nationale 
operationalisierung und das Monitoring der SDGs 
notwendigerweise einen Fokus auf die Rechte von 
Kindern legen. So werden mit dem Monitoring der 
Umsetzung der Un-KRK wesentliche aspekte der 
Umsetzung der SDGs überprüft – und umgekehrt. 
Um Synergien zu schaffen und die vorhande-
nen Ressourcen zur Erhebung und analyse von 
Daten optimal einzusetzen, sollten diese beiden 
Monitoring-Prozesse miteinander verschränkt 
werden. 
nicht staatliche akteure spielen eine tragende 
Rolle im Monitoring-Prozess, nicht zuletzt weil sie 
vor dem Un-Fachausschuss für Kinderrechte (kurz: 
Kinderrechtsausschuss) sogenannte Parallelbe-
richte vorbringen, in denen sie ihre Sicht auf die 
Umsetzung der kinderrechtlichen Verpflichtungen 
durch den Vertragsstaat darlegen, oft auf der 
Grundlage eigener Datenerhebungen.
Damit gewährleistet ist, dass das Monitoring von 
Menschenrechten menschenrechtsbasiert ist,3 
müssen sich organisationen nicht nur mit dem 
„Was“ – den Bereichen staatlichen Handelns, die 
im Mittelpunkt der Beobachtung stehen sollen –, 
sondern auch mit dem „Wie“ des Monitorings 
auseinandersetzen, also mit den Methoden des 
Monitorings, die Partizipation, transparenz und 
Rechenschaft sicherstellen. 
2.1 Voraussetzungen für 
Monitoring-Prozesse
Damit Monitoring gut funktioniert, sollten Regie-
rung und nicht staatliche akteure kooperativ 
und dialogorientiert miteinander umgehen und 
entsprechende Strukturen für Konsultationen 
einrichten. So betont der Kinderrechtsausschuss 
in seiner allgemeinen Bemerkung nr. 5, dass 
zivilgesellschaftliche akteure, einschließlich 
nichtregierungsorganisationen, Berufsverbänden 
und Jugendgruppen, eine wichtige Rolle beim 
1 Siehe Un committee on the Rights of the child (2003), Ziff. 45, 48; vgl. Maehlum; siehe auch Deutsches Institut für Menschenrechte 
(2013), S. 2.
2 Siehe Un committee on the Rights of the child (2002b), Ziff. 1, 2; Deutsches Institut für Menschenrechte (2013), S. 2.
3 So sind zum Beispiel die Berichte des US-amerikanischen außenministeriums zur Menschenrechtssituation, aber auch die einschlägiger 
Menschenrechtsorganisationen wie Human Rights Watch oder amnesty International nicht zwangsläufig menschenrechtsbasiert in ihren 
Methoden. Sie orientieren sich an menschenrechtlichen Standards, beziehen aber die Sicht der jeweiligen Pflichten- und Rechtsträger_
innen in sehr unterschiedlichem ausmaß ein. 
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Monitoring haben. Zwar sind die Umsetzung und 
das Monitoring der Un-KRK zunächst eine Pflicht 
des Vertragsstaates, aber nach ansicht des 
ausschusses sollten alle teile der Gesellschaft – 
einschließlich Kinder und Jugendliche – daran 
mitwirken. Staaten sollten nichtregierungsor-
ganisationen daher entsprechend unterstützen, 
ohne dabei deren Unabhängigkeit zu gefährden. 
Besonders positiv und effektiv seien Koalitionen 
von nichtregierungsorganisationen, die zu den 
themen Förderung, Schutz und Monitoring von 
Kinderrechten arbeiten.4 Der ausschuss nennt 
exemplarisch den internationalen Verbund child 
Rights connect,5 der den Kinderrechtsausschuss 
auf unterschiedlichen Ebenen in seiner arbeit 
unterstützt.6 In vielen Ländern bestehen solche 
nationalen Koalitionen, in denen nichtregierungs-
organisationen und andere zivilgesellschaftliche 
akteure ihre Bemühungen um die Kinderrechte 
bündeln.7 Sie können die Perspektiven und Prio-
ritäten der Zivilgesellschaft wirksamer vertreten 
als Einzelorganisationen – so beispielsweise 
beim Monitoring im Staatenberichtsverfahren vor 
dem Kinderrechtsausschuss.8 In diesem haben 
zivilgesellschaftliche akteure eine formale Rolle 
und geben durch ihre Parallelberichte häufig 
wichtige Impulse zur Umsetzung der Un-KRK 
im jeweiligen Staat.9 In seinen abschließenden 
Bemerkungen zu den Staatenberichten weist der 
Kinderrechtsausschuss immer wieder darauf hin, 
dass Staaten einen systematischen ansatz zur 
Einbindung von nichtregierungsorganisationen 
entwickeln sollten – insbesondere von Kinder- und 
Jugendorganisationen.10 
2.2 Kinder und Jugendliche 
im Monitoring-Prozess
artikel 12 der Un-KRK bestimmt, dass Kinder und 
Jugendliche ein Recht auf Gehör in allen sie betref-
fenden angelegenheiten haben. Sie müssen ihren 
Meinungen ausdruck verleihen können, diese müs-
sen Gehör finden und dem alter und der Reife der 
Kinder und Jugendlichen entsprechend berücksich-
tigt werden.11 Um artikel 12 umzusetzen, müssen 
Kinder und Jugendliche also an sie betreffenden 
Prozessen beteiligt sein. Für das Monitoring der 
Un-KRK im allgemeinen – und somit auch für die 
in dieser Publikation dargestellten Monitoring-In-
strumente – ist die Partizipation von Kindern und 
Jugendlichen damit eine zentrale anforderung. 
Das Monitoring der nachhaltigkeitsziele der 
agenda 2030 erfordert ebenfalls einen nationa-
len Überprüfungsmechanismus, der eine aktive 
Partizipation von nicht staatlichen akteuren und 
den betroffenen Gruppen selbst – also auch von 
Kindern und Jugendlichen – gewährleistet. Daher 
scheint es sinnvoll, gemeinsam altersgerechte 
Partizipationskanäle für Kinder und Jugendliche zu 
entwickeln und anzubieten, zumindest aber sich 
4 Siehe Un committee on the Rights of the child (2003), Ziff. 46, 56–59.
5 child Rights connect ist ein Verbund von derzeit 84 nationalen, regionalen und internationalen organisationen, netzwerken und Koalitio-
nen, die zur Un-KRK arbeiten. Der Verbund wurde 1983 gegründet, um Einfluss auf die Verhandlungen zur Formulierung der Konvention zu 
nehmen und setzt seitdem seine arbeit fort, siehe http://www.childrightsconnect.org (abgerufen am 30.08.2017).
6 Siehe Un committee on the Rights of the child (2003), Ziff. 59. Der Verbund child Rights connect wird hier von dem ausschuss noch mit 
seinem früheren namen „nGo Group for the convention on the Rights of the child“ bezeichnet.
7 Es gibt keine aktuelle, zentrale Übersicht über die bestehenden nationalen Koalitionen; in einer im Jahr 2004 vom child Rights Information 
network (cRIn) durchgeführten Umfrage wird von weltweit circa 100 solcher nationalen Koalitionen berichtet, siehe nGo Group for the 
convention on the Rights of the child (2004), S. 2. Die Richtlinien des Kinderrechtsausschusses fordern Vertragsstaaten auf, in ihren 
Staatenberichten darzulegen, ob eine Kooperation mit zivilgesellschaftlichen organisationen stattfindet und in welchem ausmaß diese 
akteure am Monitoring der Un-KRK beteiligt sind. Siehe Un committee on the Rights of the child (2010c), Ziff. 19 (j).
8 Siehe nGo Group for the convention on the Rights of the child (2004), S. 1–3. 
9 Un committee on the Rights of the child (2003), Ziff. 59.
10 Siehe Un committee on the Rights of the child (2002a), Ziff. 21–22.
11 Der Kinderrechtsausschuss geht in der allgemeinen Bemerkung nr. 12 zum Recht des Kindes auf Gehör detailliert auf die Interpretation 
dieses artikels ein, auch mit Bezug auf Partizipation von Kindern und Jugendlichen im Monitoring der KRK, ebenso in seiner allgemeinen 
Bemerkung nr. 20 zu Kinderrechten in der Jugend. Vgl. auch Deutsches Institut für Menschenrechte (2014b) und Stamm / Striek (2017). 
Das „child Rights toolkit“ hat eine gute Zusammenstellung von Ressourcen zu Partizipation von Kindern, siehe http://www.unicef.org/
eu/crtoolkit/toolkit-module3.html und insgesamt zur Integration von Kinderrechten https://www.unicef.org/eu/crtoolkit/toolkit.html 
(abgerufen am 30.08.2017); vgl. auch die entsprechende Publikation UnIcEF / EU (2014).  
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über die Lernerfahrungen aus den partizipativen 
Prozessen auszutauschen.12 
Kinder und Jugendliche können sich am Monito-
ring in vielfältiger Form beteiligen: Viele von ihnen 
gründen und führen eigene organisationen oder 
beteiligen sich an von Erwachsenen geführten 
nichtregierungsorganisationen, zum Beispiel in der 
Jugendvertretung der organisation. Immer häufi-
ger wirken Kinder und Jugendliche oder von ihnen 
geführte organisationen an der Erstellung und 
Präsentation von Parallelberichten für das Staaten-
berichtsverfahren mit – die wohl direkteste Form 
der Partizipation am Monitoring.13 Sie können 
dies weitgehend selbstständig tun oder in Zusam-
menarbeit mit Erwachsenen beziehungsweise mit 
deren technisch-organisatorischer Unterstützung. 
Ihre Beteiligung kann dabei alle aspekte des Moni-
torings betreffen: die Erhebung, die nutzung und 
die Verfügbarmachung von kinderrechtlich rele-
vanten Daten.14 Projekte, in denen Parallelberichte 
durch Kinder und Jugendliche oder gemeinsam mit 
ihnen erstellt wurden, führten zu qualitativ hoch-
wertigen Ergebnissen. Der Erfolg solcher Projekte 
hängt jedoch nicht zuletzt von umfangreichen 
Fortbildungsmaßnahmen sowohl bei den betei-
ligten Kindern und Jugendlichen als auch bei den 
beteiligten Erwachsenen ab.15 
12 Zu Beispielen für partizipative Prozesse vgl. newiger-addy (2016), Reitz (2015) und Stamm / Bettzieche (2015).
13 Vgl. Un committee on the Rights of the child (2014d).
14 Vgl. nGo Group for the convention on the Rights of the child (2011).
15 Dies ergibt sich unter anderem aus Hintergrundgesprächen mit Mitarbeitenden aus Projekten in Serbien und Moldawien, in denen nicht-
regierungsorganisationen die Erstellung von Parallelberichten für das Staatenberichtsverfahren durch Kinder und Jugendliche unterstützt 
haben. Vgl. nGo Group for the convention on the Rights of the child (2006). 
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3 Die Monitoring-Instrumente 
Das Monitoring der Un-KRK besteht aus drei sich 
wiederholenden Phasen: 
– Erhebung von Daten: Kinderrechtlich rele-
vante Informationen werden gesammelt und 
ausgewertet.
– Nutzung von Daten: Die Datenanalysen wer-
den genutzt, um politische und wirtschaftliche 
Entscheidungen oder Programme mit Blick auf 
ihre Wirkungen für Kinder und Jugendliche und 
im Sinne der „best interests of the child“ zu 
bewerten.16
– Verfügbarmachen von Daten: Die Gewin-
nung der Daten wird transparent gemacht und 
Zugangsmöglichkeiten werden geschaffen.
Für das Monitoring der Umsetzung der Un-KRK gibt 
es eine Vielzahl von Instrumenten. Einige davon sind 
geläufig, wie zum Beispiel statistische Erhebungen 
zur Situation von Kindern und Jugendlichen. andere 
sind weniger geläufig, wie zum Beispiel kinderrecht-
liche Folgenabschätzungen. Die folgende Darstel-
lung von sechs zentralen Monitoring-Instrumenten 
erfolgt anhand der nachstehenden Kriterien: 
– Ziel und anwendungsbereich des Instruments
– nutzung des Instruments
– Einführung und anwendung des Instruments 
– Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
– Herausforderungen im Kontext der 
Entwicklungszusammenarbeit




Ziel und Anwendungsbereich des  
Instruments 
Vertragsstaaten müssen kinderrechtlich rele-
vante und verlässliche Daten regelmäßig erhe-
ben, verarbeiten und zugänglich machen, so der 
Kinderrechtsausschuss ausdrücklich17 – ohne 
Datenanalyse wäre das Monitoring der Umsetzung 
der Un-KRK schlichtweg nicht machbar. Die Her-
ausforderungen sind jedoch beträchtlich: In vielen 
Staaten gibt es keinerlei technisch-organisatori-
sche Kapazitäten zur Datengewinnung, in anderen 
gibt es eine Fülle von Informationen über Kinder 
und Jugendliche, die aber nicht kinderrechtsre-
levant sind, und fast überall fehlen in besonders 
kritischen Bereichen verlässliche und aktuelle 
Daten. So gibt es fast überall Daten zu Einschu-
lungsquoten oder vitale Statistiken, also Daten zu 
Geburten und Sterblichkeit von Kindern, aber nur 
selten belastbare Quellen zu häuslicher Gewalt 
gegen Kinder oder zu Partizipation von Kindern in 
Bildungseinrichtungen. Wenn es um kultursensible 
Bereiche geht, etwa Ehen von Minderjährigen 
oder weibliche Genitalverstümmelung, oder um 
gravierende Menschenrechtsverletzungen, etwa 
die sexuelle oder kommerzielle ausbeutung von 
Kindern oder der Einsatz von Kindern in bewaffne-
ten Konflikten, gibt es oft gar keine Daten oder es 
sind besonders aufwändige Methoden nötig, um 
sie erheben zu können. 
16 In dieser Publikation wird der englische Begriff „best interests of the child“ des verbindlichen englischen Vertragstext der Un-KRK verwen-
det, da der Begriff „Kindeswohl“ oder „Wohl des Kindes“ der deutschen amtlichen Übersetzung nicht ganz treffend ist. Vgl. artikel 3 der 
Un-KRK im englischen original.
17 Siehe Un committee on the Rights of the child (2003), Ziff. 48.
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Damit Daten öffentlich zugänglich, über die Zeit 
vergleichbar und transparent sind, müssen sie 
archiviert werden. Dabei unterliegen personenbe-
zogene Daten von Kindern dem Datenschutz, der 
die Persönlichkeitsrechte und Privatsphäre von 
Kindern und Jugendlichen genauso wie die von 
Erwachsenen schützen soll. Die sichere aufbe-
wahrung von Daten und Informationen ist die 
Grundlage für ein nachhaltiges und koordiniertes 
nationales Monitoring-System, das die Rechen-
schaftspflicht des Staates sicherstellt. 
Nutzung des Instruments
Vertragsstaaten haben im Rahmen des Monito-
rings der kinderrechtlichen Situation auch die 
Verantwortung für die Datengewinnung und die 
sichere archivierung von Daten. Darüber hinaus 
müssen sie den öffentlichen Zugang zu diesen 
Daten ermöglichen und dabei Zugangsbarrieren 
für Kinder und Jugendliche minimieren. 
Einführung und Anwendung des Instruments
Vertragsstaaten können eine Reihe von Werkzeu-
gen nutzen, um nationale Datenerhebungssys-
teme für das Monitoring der Un-KRK einzurichten 
und zu stärken. Grundsätzlich sollten sie Daten 
umfassend und multidisziplinär erheben und 
analysieren.18 
Zwei Werkzeuge werden häufig angewandt, um 
repräsentative Daten auf nationaler Ebene zu 
generieren: großflächige Haushaltsbefragungen 
und sogenannte Multiple Indicator cluster Sur-
veys (MIcS).19 MIcS sind breit angelegte statis-
tische Erhebungen zu Gesundheit und Bildung; 
in der Regel aber nicht zu besonders sensiblen 
Gesundheitsthemen. Die Informationen aus 
MIcS müssen mit anderen Quellen ergänzt oder 
kombiniert werden, zum Beispiel mit der analyse 
von Verwaltungsdaten, ad-hoc-Umfragen und 
qualitativen Erhebungen. Damit können vorlie-
gende Statistiken kontextualisiert und Daten über 
Kinder und Jugendliche gewonnen werden, deren 
menschenrechtliche Situation besonders heikel 
ist. So bemängelt der Kinderrechtsausschuss in 
vielen seiner abschließenden Bemerkungen, dass 
Staaten zwar Daten zu Kindern erheben, diese 
aber nicht alle Kinder umfassen, sodass keine 
Vergleichbarkeit gegeben ist.20 außerdem sollten 
Staaten Daten anhand eines Systems erheben, das 
sich an einheitlichen Indikatoren orientiert und alle 
Bereiche der Un-KRK abdeckt.21 Der ausschuss 
kritisiert, dass einige Staaten die erhobenen Daten 
nicht an die relevanten Ministerien übermitteln, 
sodass eine innerstaatliche Wirkung ausbleibt.22
Die nachhaltige und systematische archivierung 
und Digitalisierung von Daten erfordert zunächst 
die Einrichtung und dauerhafte Finanzierung eines 
nationalen archivs (oft Bundesarchiv oder Lan-
desarchiv genannt) oder einer Datenagentur, zum 
Beispiel einem statistischen Bundesamt. Diese 
Institutionen verwahren, speichern, digitalisie-
ren und verwalten sämtliche Daten, Dokumente 
und Informationen, die politische, rechtliche und 
administrative organe des Landes erhoben oder 
verwendet haben und die damit die Grundlage für 
politische, rechtliche und administrative Entschei-
dungen und Handlungen bilden. 
Partizipation von Kindern und Jugendlichen
Bei der Gewinnung von Daten ist die Partizipation 
von Kindern und Jugendlichen fast überall sehr 
schwach ausgeprägt, vor allem wenn die Datener-
hebung technisiert und komplex ist. oft spielen 
Kinder und Jugendliche zwar als Informant_innen 
18 Siehe UnIcEF (2007), S. 73.
19 Siehe UnIcEF child Protection Monitoring and Evaluation Research Group (2013); vgl. UnIcEF zu Multiple Indicator cluster Surveys: 
http://mics.unicef.org/ (abgerufen am 30.08.2017). In abschließenden Bemerkungen hat der Kinderrechtsausschuss die Durchführung 
von Multiple-Indicator cluster Surveys begrüßt, siehe Un committee on the Rights of the child (2009a), Mozambique, Ziff. 23; Un com-
mittee on the Rights of the child (2013a), Guinea-Bissau, Ziff. 18; Un committee on the Rights of the child (2014c), Saint Lucia, Ziff. 16.
20 Siehe Un committee on the Rights of the child (2016b), Iran, Ziff. 19; Un committee on the Rights of the child (2014c), Saint Lucia, 
Ziff. 16, 17; Un committee on the Rights of the child (2009), Romania, Ziff. 17, 18.
21 Vgl. hierzu Kapitel 3.2 zu kinderrechtlichen Indikatoren. Siehe Un committee on the Rights of the child (2014c), Saint Lucia, Ziff. 16, 
17; Un committee on the Rights of the child (2010a), Belgium, Ziff. 21, 22; Un committee on the Rights of the child (2009), Romania, 
Ziff. 18.
22 Siehe Un committee on the Rights of the child (2017), Serbia, Ziff. 15 (b); Un committee on the Rights of the child (2016c), new Zea-
land, Ziff. 10 (b); Un committee on the Rights of the child (2014c), Saint Lucia, Ziff. 17. 
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eine Rolle, werden aber kaum an der Entwicklung 
von Datengewinnungsstrategien (data collection 
design) oder an der auswertung der gewonnenen 
Daten beteiligt. 
Inzwischen gibt es innovative ansätze, wie bei-
spielsweise die kindgeführte Datengewinnung 
(child-led data collection, cLDc), mit der eine 
„bedeutungsvolle teilhabe“ (so der Wortlaut der 
allgemeinen Bemerkung zu artikel 12 der Un-KRK) 
von Kindern und Jugendlichen bei der Daten- und 
Informationsgewinnung sichergestellt werden kann 
(siehe Praxisbeispiel unten). Diese Methode richtet 
sich an Jugendliche zwischen 15 und 18 Jahren, 
die als junge Forschende dazu befähigt werden 
sollen, eigenständig Daten und Informationen zu 
sammeln, auszuwerten und öffentlich zu machen. 
Dies schafft Raum für Jugendliche, ihre eigenen 
Bedürfnisse, Prioritäten und Sichtweisen freiwillig 
in den Datengewinnungsprozess einzubringen.23 
Ein anderes Beispiel ist die von UnIcEF betrie-
bene Plattform U-Report. auf ihr können Kinder 
und Jugendliche als sogenannte U-Reporter_innen 
über Smartphone eigene Umfragen durchführen 
und an abstimmungen teilnehmen. So können sie 
selbst Daten über die für sie relevanten themen 
generieren.24 
Die Datengewinnung und -auswertung unter 
Einbeziehung von Kindern und Jugendlichen birgt 
für sensible Bereiche wie Gewalt gegen Kinder 
zwei zentrale ethische Herausforderungen. Zum 
einen stellt sich die Frage, ob das Einverständnis 
von Erziehungsberechtigten eingeholt werden 
muss, wenn die Datenerhebung heikle themen 
berührt. Zum zweiten muss in diesen Fällen bei 
Befragungen von Kindern deren Wohl und Schutz, 
zum Beispiel vor traumatisierung oder Bestrafung, 
gewährleistet werden.25
Der Zugang zu Informationen und Daten ist eine 
wesentliche Voraussetzung dafür, dass Kinder und 
Jugendliche am Monitoring der Umsetzung ihrer 
Rechte teilhaben können. Ein Zugang ohne Bar-
rieren für Kinder und Jugendliche bedeutet, dass 
Daten und Informationen kostenfrei verfügbar und 
altersgerecht aufbereitet sind. nur so können Kin-
der und Jugendliche und die von ihnen geführten 
organisationen diese Daten für ihre Belange und 
Interessen einsetzen. 
Herausforderungen im Kontext der 
Entwicklungszusammenarbeit
In vielen Ländern des Globalen Südens gibt 
es keine robusten und dauerhaften nationalen 
Datengewinnungssysteme und -einrichtungen, 
kinder(rechts)spezifische Daten fehlen in vielen 
Staaten völlig. Selbst wenn Daten aus unter-
schiedlichen Sektoren vorhanden sind und auf 
unterschiedlichen Ebenen erhoben wurden, ist die 
Datenerhebung oft nur unzureichend zwischen 
der nationalen, regionalen und lokalen Ebene 
koordiniert.26 Mit der agenda 2030 haben sich 
die Vertragsstaaten in Ziel 17 (Unterziel 17.19) 
darauf verständigt, die statistischen Kapazitäten in 
Ländern des Globalen Südens zu stärken.27 Dieses 
Ziel mit den anforderungen des kinderrechtlichen 
Monitorings zusammenzubringen, ist damit eine 
aufgabe der Entwicklungszusammenarbeit. 
Dabei muss die Entwicklungszusammenarbeit 
methodische und ethische Herausforderungen 
bezüglich der Durchführung von Erhebungen 
gemeinsam mit Partnern und der Datenerhebung 
für das Monitoring des eigenen Projektfortschritts 
beachten: Partnerländer erheben oft nur in 
begrenztem Maße Daten, zum Beispiel zum Über-
leben von Kindern, ihrer Gesundheitsversorgung 
oder ihrem Bildungsstand. Für entwicklungspoli-
tische Vorhaben sind aber oft Daten nötig, die 
kulturell oder sozial besonders sensible Berei-
che der Situation von Kindern und Jugendlichen 
beleuchten, zum Beispiel Daten zur kommerziellen 
sexuellen ausbeutung von Kindern, zu Geschlech-
terdiskriminierung in Familien oder Gemeinschaf-
ten oder auch zur Prävalenz von schädlichen 
23 Siehe Save the children (2013), S. 13; vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte (2014a).
24 Für weiterführende Informationen siehe https://ureport.in/ (abgerufen am 11.09.2017).
25 Siehe Deutsches Institut für Menschenrechte (2014a), S. 4.
26 Siehe zum Beispiel Ministry of Social Welfare u. a. (2010), S. 65 ff.
27 Für weiterführende Informationen hinsichtlich des menschenrechtlichen ansatzes zur Datengewinnung vgl. oHcHR (2016).
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Praktiken. Für solche Bereiche haben Partnerlän-
der meist kaum offizielle Statistiken28 oder sind 
mit der Datengewinnung überfordert, weil dabei 
komplexe, kontextsensible und interaktive Metho-
den notwendig sind. 
allgemein wird in den öffentlichen Verwaltungen 
das Fehlen von finanziellen und menschlichen 
Ressourcen sowie von ausreichenden Kenntnis-
sen im Management von akten und Dokumenten 
bemängelt.29 Der aufbau von archivierungs-, 
Digitalisierungs- und Datenspeicherungssystemen 
erfordert umfangreiche technische und finanzielle 
Ressourcen. Vor allem der Zugang von Kindern 
und Jugendlichen zu Daten und Informationen in 
und über politische Institutionen im Sinne des 
Menschenrechts auf Informationsfreiheit ist eine 
zentrale Herausforderung im entwicklungspoliti-
schen Kontext.30 
Anknüpfungspunkte für die 
Entwicklungszusammenarbeit
Unterstützung von Statistikkapazitäten und Kapa-
zitäten im Bereich Datenerhebung und -analyse in 
Partnerländern und damit für die Umsetzung von 
SDG 17.19, mit besonderem Fokus auf Kinder und 
Jugendliche, durch Beratung und Unterstützung bei:
– aufbau nachhaltiger nationaler Daten- und 
Informationsgewinnungssysteme
– aufbau von archivierungs-, Digitalisierungs- und 
Datenspeicherungssystemen 
– Fortbildung und Beratung zur Erhöhung der 
technischen und wissenschaftlichen Kapazitä-
ten für die statistische Datenauswertung 
– capacity Development von Statistikbehörden 
und Statistikabteilungen
– capacity Development für die Stärkung par-
tizipativer Strukturen und Methoden bei der 
Datengewinnung und -auswertung, insbeson-
dere mit Kindern und Jugendlichen, sowohl auf 
Regierungs- als auch auf nichtregierungsebene
– Schaffung von Strukturen, die Kindern und 
Jugendlichen Zugang zu Daten und Informati-
onen in politischen Institutionen und über sie 
ermöglichen, als Grundlage für eine informierte 
Partizipation
Erfolgreiche Praxisbeispiele
– Save the children Schweden hat zwischen 
2009 und 2012 ein großangelegtes Pilotprojekt 
zur kindgeführten Datengewinnung (cLDc) in 
der MEna-Region31 durchgeführt. Das Projekt 
zielte darauf ab, Kinder und Jugendliche sowie 
die Zivilgesellschaft beim aufbau entspre-
chender Systeme zu unterstützen und junge 
Menschen in die Vorbereitung, analyse und 
Berichterstattung der Forschungsergebnisse 
einzubeziehen. Forschung und advocacy sollten 
Hand in Hand gehen, um politische Entschei-
dungen auf die Bedarfe von Kindern und 
Jugendlichen ausrichten zu können.32
– In Serbien hat das child Rights centre, eine 
nichtregierungsorganisation, mit Unterstüt-
zung eines von der Deutschen Gesellschaft für 
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH 
durchgeführten Projektes Daten gesammelt, 
die unter anderem zur Erstellung eines Parallel-
berichtes für das Staatenberichtsverfahren an 
den Kinderrechtsausschuss genutzt wurden.33
28 Vgl. hierzu die länderspezifischen Daten in UnIcEFs State of the World’s children: UnIcEF (2011b); vgl. auch UnIcEF technical Working 
Group of the child Protection Monitoring and Evaluation Research Group (2012). 
29 Vgl. ndenje-Sichalwe u. a. (2011); cox / Wallace (2002).
30 Vgl. theis (2012).
31 MEna (Middle East and north-africa) bezeichnet eine nicht präzise definierte anzahl von Staaten in nordafrika und dem nahen osten.
32 Vgl. Save the children Sweden (2012).
33 Vgl. die Internetseite der GIZ zu dem Projekt: https://www.giz.de/en/worldwide/21213.html und die Internetseite von child Rights 
centre: http://www.cpd.org.rs/en/home.html (abgerufen am 30.08.2017).
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3.2 Kinderrechtliche 
Indikatoren 
Ziel und Anwendungsbereich des Instruments
Unerlässlich für das Monitoring der Situation in 
jedem Vertragsstaat der Un-KRK ist es, quanti-
tative und qualitative Indikatoren zu entwickeln. 
Indikatoren und die ihnen zugrundeliegenden 
Daten sind notwendig, um informierte politische 
Entscheidungen zu treffen. Sie zeigen Fort- und 
Rückschritte und können als Frühwarnsystem für 
Kinderrechtsverletzungen dienen.34 Das Un-Hoch-
kommissariat für Menschenrechte (oHcHR) 
definiert einen menschenrechtsbasierten Indikator 
als eine „spezifische Information über den Zustand 
von objekten, Ereignissen, aktivitäten oder Ergeb-
nissen, die mit Menschenrechtsnormen und –stan-
dards in Verbindung steht; die menschenrechtliche 
Prinzipien und Belange widerspiegelt; und die dazu 
dient, die Förderung und Umsetzung von Men-
schenrechten zu bewerten und zu überwachen.“35
Der Kinderrechtsausschuss empfiehlt Ver-
tragsstaaten, Indikatoren und Meilensteine 
(benchmarks) zu entwickeln und anzuwenden, 
um die Verwirklichung der Rechte von Kindern 
und Jugendlichen abbilden und überwachen zu 
können.36 In vielen Staaten – so bemängelt der 
Un-ausschuss in vielen seiner abschließenden 
Bemerkungen – fehlt es an einem System der 
Datenerhebung, das sich an einheitlichen Indi-
katoren orientiert und alle Bereiche der Un-KRK 
abdeckt.37 Indikatoren sind auch ein zentrales 
Werkzeug, um die Verantwortlichkeiten unter-
schiedlicher Pflichtenträger sichtbar zu machen 
und diese zur Rechenschaft zu ziehen.38 
Menschen- und Kinderrechts-Indikatoren: 
Definitionen des UN-Hochkommissariats für 
Menschenrechte
Strukturelle Indikatoren erfassen die normen 
(Verfassung, Gesetze, Verordnungen), Verfahren 
und Institutionen, die die Rechte von Kindern 
und Jugendlichen regeln beziehungsweise ach-
ten, schützen und gewährleisten sollen. 
Prozessindikatoren erfassen Entscheidungen 
über Ressourcen, das Bestehen von nationalen 
aktionsplänen und Programmen, die zur Ver-
wirklichung der in der Un-Konvention festge-
schriebenen Rechte dienen sollen. 
Ergebnisindikatoren bilden die Veränderun-
gen im Wohlergehen von Kindern und Jugend-
lichen ab. typische Ergebnisindikatoren sind 
der Zugang zu außerfamiliärer, frühkindlicher 
Bildung oder der Gesundheitsstatus.39
Die Zusammenschau der Indikatoren der drei Ebe-
nen erlaubt einen kinderrechtlichen Blick auf die 
Umsetzung durch den Vertragsstaat, also darauf, 
ob er seiner Verpflichtung nach artikel 4 Un-KRK 
nachkommt: Dieser verpflichtet jeden Vertrags-
staat, die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte von Kindern unter Einsatz seiner maximal 
verfügbaren Mittel zu gewährleisten und dafür 
auch internationale Zusammenarbeit zu nutzen.40
Nutzung des Instruments
oft entwickeln Statistikämter, statistische abtei-
lungen von Ministerien oder Forschungseinrichtun-
gen kinderrechtliche Indikatoren.41 aber auch nicht 
34 Vgl. children and Youth Programme, UnESco center, University of Ulster (2012); UnDP (2016). 
35 Siehe oHcHR (2012), S. 16; vgl. Un International Human Rights Instruments (2008).
36 Siehe Un committee on the Rights of the child (2005), Ziff. 39. Die allgemeine Bemerkung nr. 7 ist ein wichtiger normativer Rahmen für 
die Entwicklung und anwendung von Indikatoren, die für das Monitoring der Un-KRK notwendig sind.
37 Siehe Un committee on the Rights of the child (2016b), Iran, S. 13; Un committee on the Rights of the child (2016c), new Zealand, 
Ziff. 10 (a); Un committee on the Rights of the child (2010a), Belgium, Ziff. 21, 22.
38 Vgl. Un Economic and Social council (2003).
39 Siehe oHcHR (2012); European Union agency for Fundamental Rights (2010), S. 21, 22; Save the children UK (2007); vgl. allgemein dazu: 
Würth / Seidensticker (2005). 
40 Siehe Deutsches Institut für Menschenrechte (2013), S. 3.
41 Siehe Un committee on the Rights of the child (2003), Ziff. 48. In Bangladesch hat eine staatliche Institution zum Monitoring der Un-KRK 
mit UnIcEF zusammengearbeitet, um kinderrechtliche Indikatoren zu entwickeln, siehe Bangladesh (2014), Ziff. 62.
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staatliche akteure nutzen Indikatoren, darunter 
oft spezialisierte nichtregierungsorganisationen, 
Berufsverbände, nationale Menschenrechtsinstitu-
tionen sowie Forschungsinstitute. Un-organisatio-
nen, allen voran UnIcEF oder das amt für Statistik 
der Vereinten nationen sowie die Europäische 
Grundrechte-agentur (FRa), haben kinderrechtli-
che Indikatoren entwickelt und nutzen diese, um 
Fort- oder Rückschritte in verschiedenen Staaten 
darzustellen.42 
Um aussagekräftige Indikatoren entwickeln zu 
können, muss eine Vielzahl von akteuren zusam-
menwirken, neben den oben genannten auch 
anbieter von Dienstleistungen oder Institutionen 
im Bildungs-, Gesundheits- oder Sozialbereich.43
Einführung und Anwendung des Instruments
Bei der Einführung und anwendung von kinder-
rechtlichen Indikatoren gibt es unterschiedliche 
methodische und technische anforderungen, je 
nachdem ob sie quantitativ oder qualitativ ausge-
richtet sind.44 aber für alle gilt: Indikatoren sollten 
verschiedene Datenquellen berücksichtigen, die 
verlässlich, kinderzentriert, desaggregiert und ver-
gleichbar sind und regelmäßig erhoben werden.45 
Grundsätzlich erfordert die Entwicklung von Indi-
katoren eine sehr genaue Kenntnis des zu beob-
achtenden Sachverhalts sowie des Kontextes, in 
den er eingebettet ist. Für quantitative Indikatoren 
sind darüber hinaus Kenntnisse in Statistik erfor-
derlich; qualitative Indikatoren hingegen erfor-
dern Kapazitäten in qualitativen Methoden der 
Datenerhebung und -auswertung. Dazu benötigt 
indikatorengestütztes Monitoring Baseline- Studien, 
um eine ausgangsbasis zu haben, die eine Bewer-
tung von Fort- oder Rückschritten bei der Umset-
zung der Konvention ermöglichen.46 
Im allgemeinen erfolgt die Entwicklung von Indika-
toren in drei Schritten:
– Schritt 1: Definieren, was mit den jeweiligen 
Indikatoren gemessen werden soll
– Schritt 2: testen der ausgewählten Indikatoren 
auf Validität und aussagekraft 
– Schritt 3: nutzung der am besten geeig-
neten Indikatoren für das jeweilige 
Datenerhebungsprojekt47 
Partizipation von Kindern und Jugendlichen
Viele Vertragsstaaten entwickeln Indikatoren, die 
das Wohlergehen von Kindern indirekt erfassen. 
Sie messen also das Wohlergehen von Schwange-
ren, Müttern oder Familien und betrachten damit 
diese als primäre analyseeinheit. Damit bleiben 
innerfamiliäre aspekte, die auf das Wohlergehen 
von Kindern einen Einfluss haben, im Dunkeln, 
zum Beispiel die auswirkungen von Präferenzen 
der Eltern für Jungen.48 
Kinder als eigenständige analyseeinheit zu sehen, 
ist insgesamt eine neuere Entwicklung,49 die zum 
teil bei den Indikatoren zur Messung der SDGs 
42 Vgl. UnIcEF Innocenti Research centre (2017); European Union agency for Fundamental Rights (2010); Vaghri / arkadas (2010).
43 Siehe Hanafin / Brooks (2009), S. 46.
44 Quantitative Indikatoren werden in Zahlen, Prozentsätzen oder Skalen ausgedrückt, wie beispielsweise dem Prozentsatz von Kindern und 
Jugendlichen, die zu einem Zeitpunkt X eine primäre Bildungseinrichtung besuchen.
 
Indizes sind „hochaggregierte Zusammenstellungen 
statistischer Daten und werden in Form einer Skala oder eines numerischen oder qualitativen ausdrucks abgebildet.“, Würth / Seiden-
sticker (2005), S. 22. Qualitative Indikatoren beruhen oft auf Datenerhebung durch Fragebögen und persönliche Schilderungen, zum 
Beispiel in Fokusgruppengesprächen. Quantitative und qualitative Indikatoren sind komplementär: Mit ihnen kann man das ausmaß eines 
Sachverhalts erfassen und die unterschiedlichen Interpretationen einer Situation oder eines Ereignisses berücksichtigen. Gerade mit Blick 
auf Partizipation erscheint die qualitative Dimension von Indikatoren besonders relevant. Vgl. dazu auch oHcHR (2012). 
45 Siehe children and Youth Programme, UnESco center, University of Ulster (2012), S. 3.
46 Zur Unterscheidung in Baseline-Indikatoren und weiterführende siehe ebd., S. 3–4.
47 Siehe UnESco Bangkok, Ict in Education. 
48 Für weiterführende Informationen vgl. International center for Research on Women (IcRW) (2006) und Daniela Klaus (2015).
49 Siehe Ben-arieh (2006), S. 15.
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schon berücksichtigt ist.50 nur so werden Kinder 
und Jugendliche als autonome Rechtsträger_innen 
wahrgenommen, mit eigenen Bedürfnissen, Wün-
schen und Erfahrungen. 
Idealerweise sollten Kinder und Jugendliche an 
einer Indikatorenentwicklung beteiligt sein;51 in 
der Praxis gibt es aber noch kaum Beispiele dafür. 
Einen Spielraum gibt es bei der nutzung von quali-
tativen Indikatoren, dienen sie doch unter anderem 
dazu, Wahrnehmungen von Kindern und Jugendli-
chen bezüglich des eigenen Wohlbefindens und der 
ausübung ihrer Menschenrechte zu erfassen. Dabei 
sollte nicht nur berücksichtigt werden, welche Indi-
katoren Kinder und Jugendliche im Monitoring-Pro-
zess für wichtig erachten, sondern auch, wie sie 
diese messen oder erheben würden.52 Dieses 
Vorgehen ist ein Beispiel für partizipative Indikato-
ren, das heißt Maßeinheiten, die gemeinsam mit 
Zielgruppen oder Partnern entwickelt wurden.53
Herausforderungen im Kontext der 
Entwicklungszusammenarbeit
Wie oben ausgeführt, gibt es in vielen Ländern 
keine ausreichenden Daten, die für die Entwick-
lung und anwendung kinderrechtlicher Indikatoren 
genutzt werden können (siehe abschnitt 3.2). In 
vielen Fällen werden Indikatoren nur dann syste-
matisch untersucht, wenn die dafür vorhandenen 
Daten bereits verfügbar sind. 
Insbesondere die Länder des Globalen Südens 
stehen dabei vor einem Dilemma. Einerseits sollen 
Indikatoren sich auf „erreichbare und relevante“54 
Ziele richten und die ihnen zugrunde liegenden 
Daten mit angemessenem aufwand erhoben wer-
den können. andererseits sollen sie jedoch solche 
Indikatoren entwickeln, die ein nachhaltiges, 
kohärentes und koordiniertes Monitoring der 
kinderrechtlichen Situation im Land gewähr-
leisten. Die Erhebung der Einschulungsrate von 
Kindern, die in Ländern des Globalen Südens oft 
mit vorhandenen Daten gemessen werden kann, 
ist beispielsweise für die Messung des Rechts 
auf Bildung nicht ausreichend. Vielmehr müssen 
zusätzlich der Bildungsinhalt oder die Qualität der 
Bildung anhand von Indikatoren und entsprechen-
den Daten überprüft werden.
Viele akteure konzentrieren sich auf die Vergleich-
barkeit zwischen Indikatoren auf nationaler und 
internationaler Ebene. auch die Konsistenz zwi-
schen Indikatoren auf der Mikro-Ebene (einzelne 
Projekte und Programme) und der Makro-Ebene 
(nationale Richtwerte und Ziele) gestaltet sich 
meist schwierig.55 nur konsistente Indikatoren- 
Systeme können gewährleisten, dass die durch 
knappe Staatshaushalte und Geber finanzierten 
Maßnahmen im Globalen Süden tatsächlich einen 
relevanten Beitrag zur Erreichung kinderrechtlicher 
Ziele leisten.
Anknüpfungspunkte für die 
Entwicklungszusammenarbeit
– Beratung und Fortbildungen von Partnern zur 
Entwicklung kontextrelevanter kinderrechtlicher 
Indikatoren, sowohl sektorspezifisch als auch 
sektorübergreifend 
– Beratung zur Entwicklung von nationalen Indi-
katoren und zur Formulierung von nationalen 
Strategien zur Umsetzung der agenda 2030 
und ihrer kinderrechtlich relevanten Ziele und 
Unterziele
50 Vgl. beispielsweise folgende Indikatoren: SDG 1 (armut), Indikator 1.1.2. „Proportion of men, women and children of all ages living in 
poverty in all its dimensions according to national definitions“, SDG 3 (Gesundheit), Indikator 3.7.2 „adolescent birth rate (aged 10–14 
years; aged 15–19 years) per 1,000 women in that age group“ oder Indikatoren zu SDG 4 (Bildung), Indikator 4.1.1 „Proportion of children 
and young people: (a) in grades 2/3; (b) at the end of primary; and (c) at the end of lower secondary achieving at least a minimum profi-
ciency level in (i) reading and (ii) mathematics, by sex“. 
51 Siehe ebd., S. 15–16; Ben-arieh (2005), S. 580–581.
52 Ein Beispiel für die Beteiligung von Jugendlichen ist die Entwicklung des „Jugend-checks“, mit dem das Kompetenzzentrum Jugend check 
im auftrag des BMFSFJ seit 2017 Regelungsentwürfe der Bundesregierung überprüft. Vgl.https://www.jugendgerecht.de/jugend-check/ 
(abgerufen am 09.10.2017).
53 Siehe Würth / Seidensticker (2005), S. 22.
54 Siehe ebd., S. 23.
55 Siehe McInerney-Lankford / Sano (2010), S. 15.
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– Förderung partizipativer Strukturen und Metho-
den bei der Indikatorenentwicklung
– Förderung des Dialogs zu kinderrechtlichen 
Indikatoren mit akteuren, die unmittelbar mit 
Kindern und Jugendlichen arbeiten, zum Bei-
spiel im Justiz-, Gesundheits- oder Bildungswe-
sen, und mit Kindern und Jugendlichen selbst
– nutzung menschenrechtlich aussagekräftiger 
Indikatoren und ihre partizipative Entwicklung 
in Programmen der Entwicklungszusammen-
arbeit und für diese
Erfolgreiche Praxisbeispiele
– Das zentrale Statistische Büro der besetzten 
Palästinensischen Gebiete hat 2012 gemein-
sam mit Save the children nationale kinder-
rechtliche Indikatoren entwickelt, die sich eng 
an der Un-KRK orientieren.56 
– Save the children hat in Südindien zusammen 
mit Kindern, Eltern und Lehrkräften Indikatoren 
für kinderfreundliche Schulen entwickelt.57
3.3 Desaggregation von 
Daten 
Ziel und Anwendungsbereich des Instruments 
Desaggregierte Daten stellen eine Situation für 
einzelne Personengruppen dar, zum Beispiel 
die Einschulungsrate oder den Zugang zu früh-
kindlicher Betreuung. Desaggregierung findet in 
der Regel nach den Merkmalen statt, die in den 
Menschenrechtsverträgen als Diskriminierungs-
verbote58 formuliert sind, so auch in artikel 2 
der Un-KRK. Dazu gehören unter anderem die 
Diskriminierung aufgrund der Hautfarbe, des 
Geschlechts, der Sprache, der Religion, der nati-
onalen, ethnischen oder sozialen Herkunft, des 
Vermögens, einer Behinderung oder des sonstigen 
Status einer Person. Für das Monitoring des Dis-
kriminierungsverbots sind desaggregierte Daten 
zu den oben genannten Diskriminierungsgründen 
damit unentbehrlich59 und der Kinderrechtsaus-
schuss fordert Vertragsstaaten regelmäßig dazu 
auf, ihre Staatenberichte mit desaggregierten 
Daten für die einzelnen Bereiche der Un-KRK zu 
unterlegen.60
Im internationalen Kontext werden Daten häufig 
auch nach anderen Gesichtspunkten desaggre-
giert, zum Beispiel nach städtischer und ländlicher 
Bevölkerung oder nach Einkommensgruppen – 
auch diese Desaggregierung erlaubt eine diffe-
renzierte Betrachtung von Unterschieden in der 
jeweilig erhobenen Situation. 
Desaggregierte Daten können damit die Diversi-
tät von Kindheitserfahrungen abbilden, und ohne 
sie können Entscheidungsträger nicht darlegen, 
ob und wie sich ihre Politik auf unterschiedliche 
Gruppen von Kindern auswirkt. Darüber hinaus 
können desaggregierte Daten die in den meisten 
Ländern bestehende Kluft zwischen gesetzlich 
verankertem Diskriminierungsverbot und beste-
hender Diskriminierung offenlegen; nur auf einer 
solchen Grundlage können Regierungen Pro-
gramme auflegen, die Ungleichheit und Diskrimi-
nierung entgegenwirken. 
Nutzung des Instruments 
Desaggregation bei der Datengewinnung ist 
die aufgabe der Vertragsstaaten. Spezialisierte 
Kinderrechtsakteure wie UnIcEF, aber auch 
die Internationale arbeitsorganisation (ILo) 
oder nichtregierungsorganisationen erheben 
zum teil Daten zur Situation von Kindern in 
56 Vgl. Palestinian central Bureau of Statistics (2012).
57 Siehe Save the children (2013), S. 9.
58 Vgl. ausführlich: http://www.aktiv-gegen-diskriminierung.de/menschenrechtsbasierter-diskriminierungsschutz/diskriminierungsverbote/
diskriminierungsmerkmale/ (abgerufen am 06.10.2017). 
59 Siehe Un committee on the Rights of the child (2003), S. 4; Un committee on the Rights of the child (2005), Ziff. 6 (d); siehe auch natio-
nal collaborating centre for aboriginal Health (2010), S. 3. 
60 Siehe Un committee on the Rights of the child (2014b), Russian Federation, Ziff. 7 (a); Un committee on the Rights of the child (2017), 
Serbia, Ziff. 15 (a); Un committee on the Rights of the child (2016b), Iran, Ziff. 20.
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vulnerablen Situationen, um so Diskriminierungen 
aufzuzeigen.61 
Einführung und Anwendung des Instruments 
Die Desaggregation von Daten ist teil der Daten-
erhebung und -analyse. In vielen Fällen können 
bereits vorhandene Daten aufgeschlüsselt oder 
so kombiniert werden, dass eine Desaggregation 
möglich ist, zum Beispiel wenn Daten zum Gesund-
heitszustand und Melderegister verglichen wer-
den, um auf den Gesundheitszustand von Kindern 
in bestimmten ländlichen Regionen zu schließen. 
In anderen Fällen müssen aufgeschlüsselte Daten 
gezielt erhoben werden, zum Beispiel zu Kindern 
verschiedener Herkunft oder aus verschiedenen 
Regionen, die nicht zur Schule gehen. 
Eine Desaggregation von Daten macht eine 
Klassifizierung von Kindern und Jugendlichen 
nach bestimmten Merkmalen notwendig, zum 
Beispiel zu ethnischen Gruppen. Dabei werden 
objektive und subjektive Kriterien verwendet, 
zum Beispiel Sprache und Zugehörigkeitsgefühl. 
Da sich diese oft im Laufe der Zeit verändern, 
ist eine eindeutige Klassifizierung der Zugehö-
rigkeit zu einer bestimmten Gruppe eigentlich 
schwer möglich.62 auch hat sich gezeigt, dass die 
Erhebung desaggregierter Daten mit der Furcht 
einhergeht, dass solche Klassifizierungen zu einer 
unnötigen Vertiefung von Unterschieden oder gar 
zur Verschärfung von Konflikten – beispielsweise 
zwischen ethnischen Gruppen – führen. Dies kann 
sich entsprechend negativ auf das Wohlergehen 
von Kindern und Jugendlichen sowie ihren Familien 
und Gemeinschaften auswirken.63 Deshalb sind bei 
der Erhebung desaggregierter Daten ethische Prin-
zipien – der Schutz der Privatsphäre von Kindern 
und die Verschwiegenheitspflicht – besonders 
wichtig. 
Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
Kinder und Jugendliche können am Prozess der 
Datendesaggregation teilhaben, wenn dabei 
qualitative Methoden der Datenerhebung genutzt 
werden. nur mit ihrer Hilfe kann die Komplexität 
der Identitäten erfasst werden, die sich aus einer 
Kombination unterschiedlicher Merkmale erge-
ben – wie zum Beispiel alter, Geschlecht, Behin-
derung und Herkunft.64 Damit kann sichergestellt 
werden, dass Kinder nicht auf einzelne Merkmale 
reduziert werden, deren statistische Erhebung 
dann zu einer verzerrten Darstellung ihrer Realität 
und schließlich zu unangemessenen politischen 
Maßnahmen führen kann.
Herausforderungen im Kontext der 
Entwicklungszusammenarbeit
So wie die Datengewinnung insgesamt (siehe 
oben, abschnitt 3.1) stellt die Desaggregation von 
Daten für viele Länder eine Herausforderung dar.
Anknüpfungspunkte für die 
Entwicklungszusammenarbeit 
– Beratung und Fortbildungen bei der Desag-
gregation von alters- und gruppenspezifischen 
Daten, vor allem zur Umsetzung der agenda 
2030 
– Unterstützung beim aufbau von Datenbanken, 
die die triangulierung und den systematischen 
Vergleich aggregierter und desaggregierter 
Daten aus unterschiedlichen Quellen möglich 
machen 
– capacity Development zu qualitativen Metho-
den, um die Partizipation von Kindern und 
Jugendlichen bei der Erhebung desaggregierter 
Daten zu stärken
Erfolgreiche Praxisbeispiele
UnIcEF hat 2011 eine umfassende statistische 
analyse von nach Geschlecht desaggregierten 
Daten in Ländern des Globalen Südens unter-
nommen. Die Studie kombiniert geschlechts- und 
altersspezifische Indikatoren. Sie kommt zu dem 
Ergebnis, dass Mädchen im Globalen Süden ver-
gleichsweise hohe gesundheitliche Risikofaktoren 
61 Vgl. beispielsweise die online-Datenbank von UnIcEF: http://devinfo.org/unicefdata/libraries/aspx/Home.aspx oder die online-Daten-
bank der ILo zu arbeitenden Kindern http://www.ilo.org/dyn/clsurvey/lfsurvey.home (abgerufen am 09.10.2017).
62 Siehe University of Essex Human Rights centre clinic (2013), S. 7.
63 Siehe ebd., S. 10. 
64 Siehe Miller / thomson (2005), S. 4.
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haben, wie zum Beispiel frühe Schwangerschaften 
und sexuell übertragbare Infektionen sowie psychi-




Ziel und Anwendungsbereich des Instruments 
Kinder(rechts)orientierte Haushaltsplanung ist 
ein oberbegriff für verschiedene Instrumente, die 
untersuchen, ob sich Haushaltsallokationen an 
Bedarfen von Kindern und Jugendlichen oder an 
kinderrechtlichen Prinzipien orientieren. Entspre-
chend divers sind die Bezeichnungen, wie kind-
zentrierte Haushaltsanalyse (child-centric budget 
analysis) oder kinderrechtsbasierte Haushalts-
analysen (child rights-based budget analysis).66 
Kinder(rechts)orientierte Haushaltsplanung ist ein 
großes anliegen des Kinderrechtsausschusses. 
Dieser legt den Vertragsstaaten nahe, Haushalts-
ausgaben für Kinder und Jugendliche systematisch 
nachzuverfolgen und dafür kinderrechtsorientierte 
Indikatoren zu entwickeln.67 
Beim Monitoring der Umsetzung der Un-KRK 
durch die Vertragsstaaten verfolgen Haushaltsana-
lysen zwei Ziele: 
– die Verwirklichung von Kinderrechten anhand 
der Haushaltszuweisungen der Vertragsstaa-
ten sichtbar zu machen und die (mangelnde) 
Priorisierung von Kindern und Jugendlichen 
offenzulegen
– die auswirkungen von Haushaltsentscheidun-
gen auf das Wohlergehen von Kindern und 
Jugendlichen zu verdeutlichen 
Das Instrument Haushaltsanalyse ist also geeig-
net, staatliches Handeln und seine auswirkun-
gen zu beobachten und die Vertragsstaaten zur 
Rechenschaft zu ziehen.68 Es stellt daher eine 
wichtige Grundlage für „advocacy“, vor allem von 
Menschen- und Kinderrechtsorganisationen. Ein 
weiterer Einsatzzweck ist die offenlegung von 
Korruption, wenn also im nationalen Haushalt 
zugewiesene Mittel ihren Bestimmungszweck nicht 
erreichen.69
Zugleich ist die Partizipation von Kindern und 
Jugendlichen im Monitoring von Haushalts-
entscheidungen und in der öffentlichen aus-
gabenpolitik ein zentraler Baustein für eine 
kinderrechtsorientierte Politik.70 So empfiehlt der 
Kinderrechtsausschuss in seinen abschließenden 
Bemerkungen häufig, dass die Staaten ihre Haus-
haltsplanung transparent und partizipativ gestalten 
und hierfür in einen öffentlichen Dialog, auch mit 
Kindern und Jugendlichen, treten sollten.71 
Kinderrechtsorientierte Haushaltsanalysen können 
entweder mit Blick auf einmalige Entscheidungen 
(zum Beispiel allokationen für Bildung) als auch 
mit Blick auf Veränderungen in der Zuweisung von 
Haushaltsmitteln getroffen werden (zum Beispiel 
die Entwicklung der ausgaben für Impfkampa-
gnen). Gerade die letztgenannte, sogenannte dyna-
mische Haushaltsanalyse prüft, ob und inwieweit 
die Vertragsstaaten ihre Verpflichtungen aus der 
Un-KRK in politische und finanziell hinterlegte 
Maßnahmen umsetzen. Sie ist auch ein indirektes 
65 Vgl. UnIcEF (2011a).
66 Der Kinderrechtsauschuss verweist auf die notwendige nachvollziehbarkeit von Mittelzuweisungen, siehe Un committee on the Rights of 
the child (2003), Ziff. 51. Für einen Überblick vgl. auch nolan (2013). 
67 Siehe Un committee on the Rights of the child (2016e), Ziff. 57–63. Siehe auch Empfehlungen des Kinderrechtsausschusses an die Ver-
tragsstaaten: Un committee on the Rights of the child (2014b), Russian Federation, Ziff. 14 (b); Un committee on the Rights of the child 
(2012b), Syrian arab Republic, Ziff. 21 (a); Un committee on the Rights of the child (2015a), Brazil, Ziff. 11 (a).
68 Vgl. UnIcEF / EU (2014).
69 Zum Beispiel: http://www.internationalbudget.org/publications/palestine-teaching-active-citizenship-through-social-audits/ (abgerufen 
am 06.10.2017). 
70 Vgl. International Budget Partnership; http://internationalbudget.org/budget-analysis/sectors-issues-demographic/children-youths/ 
(abgerufen am 30.08.2017); siehe Un committee on the Rights of the child (2003), Ziff. 12, art. 12.
71 Siehe Un committee on the Rights of the child (2012a), Republic of Korea, Ziff. 19 (e); Un committee on the Rights of the child (2015b), 
chile, Ziff. 15 (b); Un committee on the Rights of the child (2015d), United arab Emirates, Ziff. 15 (c).
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Mittel, um zu kontrollieren, ob der Staat das soge-
nannte Rückschrittsverbot bei der Umsetzung der 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte 
einhält. Dieses Verbot besagt, dass ein einmal 
erreichter Umsetzungsstand dieser Rechte nur in 
einem sehr gut zu begründenden ausnahmefall 
unterschritten werden darf.72
Der Kinderrechtsausschuss empfiehlt zusätzlich 
die Erarbeitung strategischer Haushaltslinien für 
Kinder in benachteiligten oder verletzlichen Situati-
onen, wie beispielsweise für Kinder auf der Flucht 
oder Kinder von arbeitsmigrant_innen.73
Zumeist setzen Haushaltsanalysen bei der 
allokation von Ressourcen aus dem nationalen 
Haushalt an; genutzt werden kann das Instrument 
aber auch gut auf regionaler oder kommunaler 
Ebene. Zur Haushaltsanalyse gehören im Prinzip 
auch die Wirkungen indirekter allokationen – wie 
zum Beispiel Subventionen und staatliche trans-
ferleistungen – sowie die Wirkungen von Einnah-
men, vor allem von Steuern. Diese ansätze sind 
komplex und es gibt wenige Initiativen, die auf 
diese art die menschenrechtliche Haushaltsana-
lyse anreichern.74 
Nutzung des Instruments 
In den vergangenen 15 Jahren haben viele, 
vornehmlich zivilgesellschaftliche akteure kin-
derrechtsorientierte Haushaltsanalysen vorgenom-
men. Haushaltsanalysen erfordern gründliches 
Fachwissen und werden daher oft zusammen mit 
universitären Einrichtungen, internationalen orga-
nisationen und/oder dem Privatsektor zusammen 
erstellt.75 UnIcEF ist dabei, in vielen Ländern in 
Zusammenarbeit mit staatlichen und nicht staatli-
chen akteuren solche analysen einzuführen,76 und 
auch einige Staaten setzen das Instrument ein.77
Einführung und Anwendung des Instruments 
Haushaltsanalysen setzen fundierte Kenntnisse zur 
Rolle unterschiedlicher akteure und Institutionen 
mit Blick auf Haushaltstitel, -planung und -ent-
scheidungsprozesse voraus. Zivilgesellschaftliche 
akteure müssen lernen, die Programme und Haus-
haltslinien, die Kindern und Jugendlichen zugute-
kommen sollen, korrekt zu identifizieren.78 Dies 
erfordert guten Kontakt zu Haushaltsexpert_innen 
in Regierung und Parlament. Entscheidend sind 
auch Kenntnisse zur Beschreibung und Berech-
nung der Wirkungen von Haushaltsentscheidungen 
auf das Wohlergehen und die Rechte von Kindern 
und Jugendlichen. Dafür müssen Daten verfügbar 
sein, die einen plausiblen Zusammenhang zwi-
schen Haushaltsentscheidungen und der Situa-
tion von Kindern und Jugendlichen beobachtbar 
machen. Insofern ist die kinderrechtsorientierte 
Haushaltsanalyse eng verknüpft mit der Formulie-
rung kinderrechtsspezifischer Indikatoren und der 
Desaggregation von Daten für Kinder und Jugendli-
che (siehe abschnitte 3.2 und 3.3) 
Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
Die Haushaltsplanung zählt in der Regel zu den 
am wenigsten transparenten politischen Ent-
scheidungsprozessen. Dementsprechend gering 
sind in der Regel die Einflussmöglichkeiten von 
gesellschaftlichen akteuren, geschweige denn von 
Kindern und Jugendlichen. 
auf nationaler Ebene gibt es kaum Beispiele für 
Partizipation von Kindern und Jugendlichen im 
Prozess der Haushaltsplanung und Ressourcenal-
lokation. anders auf der regionalen und kommuna-
len Ebene: Dort gibt es erfolgreiche Beispiele für 
partizipative Haushaltsplanung, an der auch Kinder 
und Jugendliche teilhaben (siehe Praxisbeispiele 
unten).79 
72 Siehe Pedraza 2014, S. 23–25; FLac (2014), S. 5–6.
73 Siehe Un committee on the Rights of the child (2012c), thailand, Ziff. 20 (d); Un committee on the Rights of the child (2012b), Syrian 
arab Republic, Ziff. 21 (d); Un committee on the Rights of the child (2011), afghanistan, Ziff. 16 (f).
74 Vgl. QUB Budget analysis Project (2010) sowie http://internationalbudget.org/publications/hidden-corners (abgerufen am 30.08.2017).
75 Siehe Minujin u. a. (2010), S. 4. 
76 Siehe UnIcEF / EU (2014), Modul 6, S. 14, 16.
77 Vgl. Pantin u. a. (2010); Minujin u. a. (2010); UnIcEF / EU (2014); auch Länderbeispiele in Erdem turkelli / Vandenhole (2012).
78 Vgl. Save the children / HaQ: centre for childrenʼs Rights (2010); UnIcEF / EU (2014).
79 Vgl. Minujin u. a. (2010).
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Herausforderungen im Kontext der 
Entwicklungszusammenarbeit
Die Erfahrung mit kinderrechtsorientierten Haus-
haltsanalysen zeigt, dass diese oft nur punktuell 
durchgeführt werden und auf bestimmte Sektoren 
oder einen einzelnen Haushaltszyklus beschränkt 
bleiben.80 Die bisherigen Erfahrungen zeigen auch 
die Größenordnung der technischen Probleme, 
zuallererst das Fehlen akkurater Haushaltsdaten 
und sozio-ökonomischer Statistiken. Selbst wenn 
solche Informationen zugänglich sind, haben 
interessierte zivilgesellschaftliche akteure großen 
Bedarf an technischer Unterstützung und Fortbil-
dung.81 nicht zuletzt ist deutlich geworden, dass 
auch Einnahmen – Gebühren, Steuern oder Steuer-
erleichterungen, Geberfinanzierungen – sowie 
indirekte allokationen, zum Beispiel staatliche 
transferleistungen, plausible Effekte auf die Situa-
tion von Kindern und Jugendlichen haben, die sehr 
schwierig zu erfassen sind. 
In vielen Ländern werden unter anderem Pro-
gramme für Kinder und Jugendliche mit Geldern 
von externen bi- und multilateralen Gebern finan-
ziert. Je nach Zuschnitt des jeweiligen Programms 
finden sich diese Mittel häufig nicht im nationalen 
Haushalt – dieser Umstand erschwert ein syste-
matisches Monitoring der Ressourcenallokation 
zugunsten von Kindern und Jugendlichen und der 
damit erzielten Effekte.82 
Anknüpfungspunkte für die 
Entwicklungszusammenarbeit
– ausbau von Programmen zur „Guten finanziel-
len Regierungsführung“ und entsprechendes 
capacity Development für Ministerien und Par-
lamente zur Verbesserung der aufstellung von 
nationalen Haushalten, inklusive der Eingliede-
rung externer Finanzierungsquellen 
– Methodische Fort- und Weiterbildungen für 
zivilgesellschaftliche akteure zur Errechnung 
und Darstellung von sektorspezifischen und 
kinderrechtsspezifischen Haushaltslinien sowie 
zum Verständnis von nationaler Haushaltspoli-
tik und -planung
– Unterstützung von Praxisnetzwerken zwischen 
Zivilgesellschaft und Wissenschaft zur Berech-
nung von Finanzierungsbedarfen für eine 
verbesserte Umsetzung der Un-KRK sowie zur 
plausiblen Zurechnung von allokationen auf die 
Situation der Kinderrechte
Erfolgreiche Praxisbeispiele
– Kinderzentrierte Budgetanalyse in Sri Lanka 
durch das child Rights advocacy network 
(cRan) mit der Unterstützung von Save the 
children Sri Lanka und der EU. Das Projekt war 
der erste Versuch, den nationalen Haushalt von 
Sri Lanka mit kinderfokussierten Indikatoren 
systematisch und umfassend zu analysieren.83
– Die child Friendly national Budget Initiative, 
1999 als Partnerschaftsprojekt zwischen neun 
nichtregierungsorganisationen in Zimbabwe ins 
Leben gerufen, will Haushalte auf der nationa-
len und lokalen Ebene kinder(rechts)zentrierter 
machen und dadurch eine höhere Zuweisung 
und bessere nutzung von Haushaltsmitteln für 
Kinder und Jugendliche bewirken.84 Das Pro-
jekt wird von Save the children Zimbabwe und 
zeitweise von UnIcEF finanziert.
– Eine kinderrechtliche Budgetanalyse hat das 
office of the children’s commissioner’s (occ) 
unter der Leitung der Kinderrechtsbeauftrag-
ten in Großbritannien für den Haushalt des 
Jahres 2013 zum ersten Mal vorgenommen. 
Dabei wurde aufgedeckt, dass Familien mit 
Kindern im Vergleich zu kinderlosen Familien 
durch Haushaltsentscheidungen benachteiligt 
wurden.85
80 Vgl. Save the children / HaQ: centre for childrenʼs Rights (2010).
81 Siehe ebd., S. 23; Minujin u. a. (2010), S. 4; UnIcEF / EU (2014), Modul 6, S. 8–9.
82 Siehe Save the children / HaQ: centre for childrenʼs Rights (2010), S. 54.
83 Vgl. child Rights connect (2010–2011); Jayasooriyya (2013).
84 Vgl. alexander / Matiza (2012).
85 Vgl. office of the childrenʼs commissioner for England (2013).
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3.5 Kinderrechtliche 
Folgenabschätzungen 
Ziel und Anwendungsbereich des Instruments
Mit kinderrechtlichen Folgenabschätzungen (child 
(rights) impact assessment) werden die Folgen von 
Gesetzgebung, Politiken oder Mittelzuweisungen 
auf Kinder und Jugendliche und die Verwirklichung 
ihrer Rechte vorwegnehmend (ex ante) abge-
schätzt. Damit soll Regierungshandeln vor seiner 
Umsetzung daraufhin überprüft werden, welche 
auswirkungen – seien diese positiv oder nega-
tiv, gewollt oder ungewollt, direkt oder indirekt, 
kurz- oder langfristig – auf die „best interests of 
the child“ zu erwarten sind. Die kinderrechtliche 
Folgenabschätzung korreliert mit auswirkungs-
analysen (child (rights) impact evaluation). Diese 
beurteilen ex post die eingetretenen Wirkungen 
bei der Umsetzung einer Maßnahme auf die Ver-
wirklichung der Kinderrechte oder auf die Rechte 
bestimmter Gruppen von Kindern, zum Beispiel auf 
Kinder mit Behinderungen.86
Die Kombination von Ex-ante- und Ex-post-analy-
sen ermöglicht es also, auswirkungen von Vorha-
ben auf Kinder und ihre Rechte vorherzusehen, 
zu überwachen und, wo nötig, zu verhindern oder 
abzumildern. In seinen allgemeinen Bemerkungen 
weist der Kinderrechtausschuss darauf hin, dass 
diese arten von analysen zur Staatenpflicht des 
Selbst-Monitorings gehören und entsprechend auf 
allen Ebenen der Regierungsführung integriert wer-
den sollen.87 Die anwendung dieser Instrumente 
soll auch das geringe politische Gewicht von 
Kindern und Jugendlichen ausgleichen, vor allem 
in Gesetzgebungsvorhaben.88 auch sensibilisieren 
sie Entscheidungsträger_innen hinsichtlich der 
Interessen von Kindern und Jugendlichen und kön-
nen diese zum Überdenken von Entscheidungen 
bewegen.89 Ergebnisse solcher Prüfungen sollten 
grundsätzlich öffentlich zugänglich sein.
Die Praxis zeigt, dass solche kinderrechtlichen 
Ex-ante- und Ex-post-analysen nicht im geforder-
ten Maße durchgeführt werden und vielleicht auch 
nicht durchgeführt werden können. Sie sollten 
daher insbesondere in den Fällen anwendung 
finden, in denen bedeutende direkte oder indirekte 
auswirkungen auf die „best interests of the child“ 
zu erwarten sind. Das gilt in jedem Fall für Regie-
rungshandeln, das sich unmittelbar auf Kinder und 
Jugendliche bezieht, wie beispielsweise Reformen 
des Jugendstraf- oder Unterhaltsrechts. Es gilt 
aber auch für Regierungshandeln mit eher indirek-
ten auswirkungen auf Kinder und Jugendliche, bei-
spielsweise bei wirtschafts- oder sozialpolitischen 
Sparmaßnahmen oder Reformen der sozialen 
Sicherungssysteme. 
Nutzung des Instruments 
Systematische kinderrechtliche Folgenabschät-
zungen sind selten. Laut UnIcEF Kanada wen-
deten im Jahr 2014 Belgien (Flandern), Finnland, 
Schweden, Schottland, nordirland, Wales, Eng-
land, australien, Bosnien-Herzegowina sowie 
die USa solche Folgenabschätzungen an.90 Der 
Kinderrechtsausschuss empfahl diesen Ländern, 
die Folgenabschätzungen zu verbessern, sie seien 
insbesondere bei Gesetzgebungsprozessen und 
politischen Entscheidungen lückenhaft.91 
Bosnien Herzegowina, Serbien und thailand haben 
Folgenabschätzungen für einzelne Gesetzesvor-
haben durchgeführt.92 In Deutschland wird in der 
Gesetzesfolgenabschätzung das Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) beteiligt, wenn eine Rechtsnorm auf 
ihre Vereinbarkeit mit den Interessen des Kindes 
86 Siehe UnIcEF / EU (2014), Modul 5, S. 17. 
87 Vgl. Un committee on the Rights of the child (2003); Un committee on the Rights of the child (2013a); Un committee on the Rights of 
the child (2013b).
88 Siehe Sylwander (2001), S. 7.
89 Vgl. Paton / Munro (2006).
90 Siehe UnIcEF canada (2014), S. 6.
91 Siehe beispielsweise zu Großbritannien Un committee on the Rights of the child (2016a), Ziff. 10 (a), 13 (d); und zu Schweden Un com-
mittee on the Rights of the child (2015c), Ziff. 17 (a).
92 Vgl. zu Bosnien Herzegowina Krieger / Ribar (2008); zu Serbien UnIcEF Serbia (2011); siehe zu thailand UnIcEF / EU (2014), Modul 5, 
S. 8.
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geprüft werden muss.93 Seit 2017 prüft das durch 
das BMFSFJ eingerichtete „Kompetenzzentrum 
Jugend-check“ die auswirkungen von Regelungs-
entwürfen der Bundesregierung auf Jugendliche.94 
Die Europäische Kommission kündigte 2013 
an, in der Folgenabschätzung ihrer Politiken 
vorab die auswirkungen auf Kinder stärker zur 
berücksichtigen.95 
aufgearbeitete Erfahrungen der Vertragsstaaten 
mit kinderrechtlichen Ex-post-analysen liegen 
bisher nicht vor. Ex-post-Evaluierungen der Euro-
päischen Kommission haben keinen expliziten 
kinderrechtlichen Fokus. Die Kommission evaluiert 
damit nur in Einzelfällen auswirkungen ihres Han-
delns auf Kinderrechte, so bei ihrer Evaluierung 
des Freihandelsabkommens zwischen der EU und 
Mexiko.96
Mehr als Regierungen haben akteure der inter-
nationalen Zusammenarbeit – beispielsweise EU, 
oEcD oder Weltbank – Folgenabschätzungen ex 
ante und ex post als Grundlage für evidenzbasierte 
Entscheidungsfindung erkannt und einige kinder-
rechtsrelevante Elemente in ihre Sozialverträglich-
keits- und Projektprüfungsprozesse integriert.97 
Das Dänische Institut für Menschenrechte und 
UnIcEF haben beispielsweise einen Leitfaden für 
die kinderrechtliche Folgenabschätzung von Unter-
nehmensprozessen entwickelt.98 
Einführung und Anwendung des Instruments
Folgenabschätzungen beziehen sich auf Politik-
maßnahmen, Gesetzgebung, Haushalts- oder 
Verwaltungsentscheidungen. Der Kinderrechts-
ausschuss empfiehlt, Folgenabschätzungen in 
Zusammenarbeit mit Kindern, der Zivilgesellschaft, 
Fachleuten sowie den relevanten Ministerien und 
Verwaltungsbehörden durchzuführen.99 
abgesehen von den eher abstrakten Richtlinien 
des Kinderrechtsauschusses gibt es kein aner-
kanntes Modell zur Durchführung von Folgen-
abschätzungen oder auswirkungsanalysen.100 
Beteiligte akteure heben hervor, dass kinderrecht-
liche Folgenabschätzungen stark dem jeweiligen 
Kontext angepasst sein sollten – sei es als allein-
stehende Instrumente oder als in bestehende 
Folgenabschätzungen integrierte Instrumente, zum 
Beispiel in Umwelt- und Sozialverträglichkeitsprü-
fungen. In jedem Fall sollte die Verantwortung für 
die Folgenabschätzung in der durchführenden In -
stitution auf einer möglichst hohen Entscheidungs-
ebene angesiedelt werden, da damit die akzeptanz 
für den Prozess deutlich erhöht wird.101
93 Siehe Bundesministerium des Inneren (2011), anlage 6 zu § 45 abs. 1, § 74 abs. 5 GGo, S. 65.
94 Vgl. https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/die-politik-braucht-den-jugend-check/117996.
95 Siehe European commission (2013), L 59/10.
96 Vgl. European commission (2017).
97 Vgl. UnIcEF / EU (2014); the World Bank / nordic trust Fund (2013); UnIcEF / the World Bank (2011).
98 Vgl. UnIcEF / the Danish Institute for Human Rights (2013).
99 In der allgemeinen Bemerkung nr. 16 äußert sich der Kinderrechtsausschuss explizit zu den Methoden zur Durchführung einer kinder-
rechtlichen Folgenabschätzung. Den Bezugsrahmen hierfür sollten demnach zumindest die Un-KRK mit allen ihren Rechten und insbe-
sondere den vier Grundprinzipien, ihre Zusatzprotokolle sowie die allgemeinen Bemerkungen und die länderspezifischen abschließenden 
Bemerkungen des Kinderrechtsausschusses bilden. Relevante wissenschaftliche Forschungsergebnisse des jeweiligen Vertragsstaates 
oder auch anderer Länder sollten in die analyse mit einfließen. Um die Unabhängigkeit der Folgenabschätzung zu gewährleisten, schlägt 
der Kinderrechtsausschuss vor, den gesamten Prozess von externen Fachleuten anleiten zu lassen. Siehe Un committee on the Rights 
of the child (2013b), Ziff. 79–81. Ähnlich formulieren dies die allgemeine Bemerkung nr. 14 zu art. 3 abs. 1 der Un-KRK sowie die 
allgemeine Bemerkung nr. 19. Siehe Un committee on the Rights of the child (2013a), Ziff. 99; Un committee on the Rights of the child 
(2016e), Ziff. 47.
100 In Modellen zur Ermittlung von menschenrechtlichen Risiken und auswirkungen durch Unternehmen werden zunehmend auswirkungen 
auf Kinderrechte berücksichtigt, zum Beispiel die auswirkungen auf  Kinderrechte entlang einer Rohstofflieferkette, siehe Deutsches 
Global compact netzwerk / Deutsches Institut für Menschenrechte (2015), S. 38–41.
101 Vgl. Hanna u. a. (2006).
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Insgesamt lassen sich drei Phasen ausmachen:102
– Definition von Problem und Zielsetzungen: 
Ein erstes Screening, eine Kontextanalyse und 
das Mapping der akteure stellt sicher, dass 
die Folgenabschätzung ein klares Ziel verfolgt, 
relevant ist und welche Kinderrechte betroffen 
sind. 
– Analyse: Hier werden die potenziellen aus-
wirkungen der jeweiligen Maßnahme auf 
Kinder und Jugendliche ermittelt. Dazu werden 
bestehende Daten herangezogen und neue 
gezielt erhoben, zum Beispiel Expert_innen 
befragt, inklusive Kinder und Jugendliche als 
Expert_innen in eigener Sache, relevante 
Rechtsprechung sowie Dokumente des Kinder-
rechtsausschusses, zum Beispiel die abschlie-
ßenden Bemerkungen, ausgewertet. Diese 
Phase sollte letztlich in der Formulierung von 
Empfehlungen zu möglichen alternativen oder 
Veränderungen der analysierten Maßnahme 
münden. 
– Vermittlung der Ergebnisse: Eine gezielte 
Kommunikation der Ergebnisse unterstützt 
einen evidenzbasierten Entscheidungsfindungs-
prozess und fördert die Identifikation mit den 
Ergebnissen und die transparenz politischen 
Handelns. 
Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
Der Kinderrechtsausschuss empfiehlt, Kinder und 
Jugendliche als zentrale und direkt betroffene 
akteure an der Durchführung von kinderrechtli-
chen Folgenabschätzungen (ex ante und ex post) 
zu beteiligen, vor allem in Form von Konsultatio-
nen.103 Daher müssen die relevanten Informationen 
altersgerecht aufbereitet werden. Durch Kinder- 
und Jugendkonsultationen können Gesichtspunkte 
eingebracht werden, die von erwachsenen akteu-
ren nicht berücksichtigt oder nicht als Priorität 
gewertet werden. Kinder und Jugendliche sollten 
auch konsultiert werden, wenn vorbeugende  
und/oder alternative Maßnahmen entwickelt 
werden. Wenn die entsprechenden Ressourcen 
vorhanden sind, kann Peer-Forschung – von 
Jugendlichen für und mit Jugendlichen – die Fol-
genabschätzungen bereichern. Damit können auch 
sonst schwer zu erreichende Gruppen von Kindern 
und Jugendlichen konsultiert werden. Es sollte 
sichergestellt werden, dass es Mechanismen gibt, 
mit denen Kinder und Jugendliche diejenigen, die 
die Folgenabschätzung durchführen, zur Rechen-
schaft ziehen können – sowohl hinsichtlich der art 
und Weise als auch mit Blick auf die nutzung der 
Ergebnisse.104
Herausforderungen im Kontext der 
Entwicklungszusammenarbeit
Erfahrungen mit diesem Instrument stammen 
überwiegend aus Ländern im Globalen norden, 
mit Kapazitäten zur Datengewinnung und -analyse. 
allerdings gibt es in vielen Ländern des Globalen 
Südens Bestrebungen, Folgenabschätzungen ein-
zuführen. Diese stützen sich oft auf Stichproben-
erhebungen, die Konsultationen mit betroffenen 
akteuren sowie auf externe Expertise.105 
Programme der Entwicklungszusammenarbeit 
unterstützen Partnerländer in der Verbesserung 
ihrer Gesetzgebungsprozesse, dazu gehört in 
einigen Ländern auch Beratung zur Einführung und 
Verbesserung von Gesetzesfolgenabschätzung. So 
berät zum Beispiel die GIZ im auftrag des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung Georgien bei der Integration 
von anforderungen aus der agenda 2030 in die 
Gesetzesfolgenabschätzung. Die Erhebung der 
spezifischen auswirkungen von Politiken und 
Gesetzen auf Kinder sind allerdings in der Regel 
nicht im Fokus dieser Programme. Programme 
der Entwicklungszusammenarbeit in den Sek-
toren Umwelt, Soziales und Wirtschaft beraten 
Partnerländer häufig bei der Entwicklung von 
politischen Programmen und Gesetzen, die unmit-
telbare auswirkungen auf Kinder und Jugendliche 
haben. Hier ergeben sich anknüpfungspunkte 
102 Vgl. Foresti u. a. (2009); UnIcEF / EU (2014), Modul 5; Sylwander (2001); siehe auch die sieben möglichen Schritte einer Folgenabschät-
zung in UnIcEF canada (2014), S. 6.
103 Vgl. Un committee on the Rights of the child (2013b); Un committee on the Rights of the child (2013a).
104 Vgl. UnIcEF / EU (2014), Modul 5; Foresti u. a. (2009).
105 Vgl. zu Erfahrungen in der anwendung von Gesetzesfolgenabschätzungen in Ländern des Globalen Südens: Kirkpatrick / Parker (2003).
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für die Integration von kinderrechtlichen 
Folgenabschätzungen.
Anknüpfungspunkte für die 
Entwicklungszusammenarbeit
– Integration von kinderrechtlichen Fragen in 
bestehende Instrumente zu Folgenabschätzung 
und Evaluierung
– Gezielte Beratung und capacity Development 
für Partnerministerien, Folgenabschätzungen 
(ex ante und ex post) auch auf Kinderrechte 
auszurichten und durchzuführen 
– Beratung zu Konsultationsmechanismen mit 
Kindern und Jugendlichen im Prozess der 
Folgenabschätzung
– aufbau von Kapazitäten in Regierungsinstituti-
onen (zum Beispiel Statistikbehörden, Fachmi-
nisterien), Forschungsinstitutionen und lokalen 
Kinderrechtsorganisationen zur Erhebung und 
analyse von desaggregierten Daten für kinder-
rechtliche Folgenabschätzungen
Erfolgreiche Praxisbeispiele
– UnIcEF und Save the children UK haben 
in Bosnien und Herzegowina die Regierung 
und nicht staatliche organisationen bei der 
Pilotierung einer kinderrechtlichen Folgenab-
schätzung unterstützt, um die auswirkungen 
der Stromwirtschaftsreform auf Kinder zu 
bewerten.106 
– UnIcEF hat 2010 in Serbien eine kinder-
rechtliche Folgenabschätzung durchgeführt, 
um die auswirkungen geplanter Steuerrefor-
men insbesondere auf Familien mit Kindern 
einzuschätzen. Die Ergebnisse nutzte UnIcEF, 
um eine breitere Debatte über die Vor- und 
nachteile der geplanten Reform in Gang zu 
setzen. Insbesondere das Finanzministerium 
konnte für kinderrechtliche anliegen sensibili-
siert werden.107 
– In sechs EU-Mitgliedstaaten (Österreich, 
Belgien, Finnland, Italien, Schweden und das 
Vereinigte Königreich) ist eine kinderrecht-
liche Folgenabschätzung erforderlich, wenn 
Gesetze, andere Maßnahmen und Verwal-
tungsentscheidungen Kinder betreffen. In 
Irland hat die ombudsstelle für Kinder das 
Mandat, eine kinderrechtliche Folgenab-
schätzung durchzuführen, wenn ein neues 
kinderrelevantes Gesetz oder eine Maßnahme 
entwickelt wird.108
3.6 Unabhängige Monitoring- 
Institutionen 
Ziel und Anwendungsbereich des Instruments 
Der Kinderrechtsausschuss fordert die Ver-
tragsparteien auf, eine zentrale unabhängige 
Monitoring-Institution mit einem klar definierten 
Kinderrechtsfokus einzurichten. Sie soll das 
Selbst-Monitoring auf allen Regierungsebenen 
ergänzen.109 Dazu soll sie der speziellen Ver-
wundbarkeit von Kindern und Jugendlichen, ihrer 
Marginalisierung im politischen Prozess und 
den Barrieren beim Zugang zu Recht Rechnung 
tragen.110 Die Institution soll das unabhängige 
Monitoring der Un-KRK sowie den Schutz und die 
Förderung der Kinderrechte vorantreiben.111 Die 
Institution sollte ein ganzheitliches Verständnis 
der Kinderrechte fördern, dieses selbst anwenden 
und so zu einer Querschnittsverankerung der Kin-
derrechte beitragen. Die Monitoring-Institutionen 
106 Vgl. Krieger / Ribar (2008).
107 Vgl. UnIcEF Serbia (2011).
108 Vgl. European Union agency for Fundamental Rights (2014).
109 Siehe Un committee on the Rights of the child (2002b), Ziff. 1, 2, 20; vgl. auch Deutsches Institut für Menschenrechte (2014c).
110 Siehe Un committee on the Rights of the child (2002b), Ziff. 5. auch wenn nicht explizit in der Un-KRK erwähnt, sieht der Kinderrechts-
ausschuss diese Verpflichtung für alle Vertragsstaaten in artikel 4 Un-KRK begründet. So sollen Vertragsstaaten auch in ihren Staaten-
berichten genaue angaben zu Rechtsgrundlage, Mandat sowie den Hauptaktivitäten der zentralen und unabhängigen Institution zum 
Monitoring der Umsetzung der Konvention machen.
111 Vgl. Un committee on the Rights of the child (2003).
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sollen auch Einzelbeschwerden zu Verletzun-
gen von Kinderrechten entgegennehmen und 
bearbeiten.112 
Eine Reihe von Staaten hat inzwischen entspre-
chende Institutionen eingerichtet, in einigen 
Ländern sind dies ombudsstellen oder Kom-
missare für Kinderrechte, in anderen nationale 
Menschenrechtsinstitutionen (nMRI), deren 
breites menschenrechtliches Mandat auch die 
Kinderrechte umfasst. Seit 2002 empfiehlt der 
Kinderrechtsausschuss den Vertragsstaaten meist, 
Monitoring-Institutionen nach dem Vorbild einer 
nMRI zu schaffen und Kinderrechte dort zu inte-
grieren oder zu stärken.113 Dies fördert Synergie- 
und Lernprozesse und bündelt Kapazitäten, vor 
allem in Ländern mit stark begrenzten finanziellen 
Ressourcen.114 
Nutzung des Instruments
Der Kinderrechtausschuss sieht Vertragsstaaten 
in der Pflicht, Monitoring-Institutionen einzurichten 
und ihre finanzielle und politische Unabhängigkeit 
zu garantieren. 
Einführung und Anwendung des Instruments
In seiner allgemeinen Bemerkung nr. 2 aus dem 
Jahr 2002 formuliert der Kinderrechtsausschuss 
detailliert, was Staaten zur Einrichtung, der 
ausstattung und den tätigkeiten einer zentralen 
und unabhängigen Monitoring-Institution tun 
sollen. Insbesondere sollen sie diese nach dem 
Vorbild der Pariser Prinzipien für nMRI einrich-
ten.115 Die allgemeine Bemerkung nr. 2 enthält 
eine detaillierte, nicht abschließende Liste an 
vorgeschlagenen aktivitäten für unabhängige 
Monitoring-Institutionen mit einem kinderrechtli-
chen Schwerpunkt.116 
Unabhängige Monitoring-Institutionen haben eine 
Scharnierfunktion zwischen Staat und (kinder-
rechtlich relevanten) zivilgesellschaftlichen akteu-
ren. Sie sind auch eigenständige akteure und 
tragen zum Monitoring bei, sowohl bei den Ver-
tragsorganen als auch vor anderen Un-Gremien.117
Bei der Einrichtung einer solchen Monitoring- 
Institution in Ländern des Globalen Südens sollen 
Staaten Geberhilfe in anspruch nehmen und auf 
die technische Unterstützung von Un-organisatio-
nen wie UnIcEF, UnDP oder oHcHR zurückzugrei-
fen.118 Dabei gilt es jedoch darauf zu achten, dass 
trotz externer Unterstützung der aufbauprozess 
von nationalen akteuren getragen wird.119 
Partizipation von Kindern und Jugendlichen
Der ausschuss weist unabhängigen Monitoring- 
Institutionen eine zentrale Rolle bei der Umset-
zung von artikel 12 Un-KRK zum Recht des Kindes 
auf Gehör zu. Entsprechend müssen sie direkten 
Kontakt zu Kindern und Jugendlichen haben und 
sie in angemessener Weise einbeziehen. Darü-
ber hinaus müssen alle Kinder und Jugendliche, 
auch aus marginalisierten Bevölkerungsgruppen, 
Zugang zu der Institution haben.120 
In der Praxis erfolgt die Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen in unabhängigen Monitoring- 
Institutionen entweder über institutionalisierte 
Mechanismen wie Beiräte oder durch gezielte 
Maßnahmen. 
112 Siehe Un committee on the Rights of the child (2010b), norway, Ziff. 13, 14; Un committee on the Rights of the child (2014a), Germany, 
Ziff. 17, 18; Un committee on the Rights of the child (2006), Mexico, Ziff. 11. Mit seiner anforderung, dass unabhängige Institutionen 
Einzelbeschwerden bearbeiten sollen, geht der Kinderrechtsausschuss über die Pariser Prinzipien für nMRI hinaus; die Pariser Prinzipien 
sehen die Bearbeitung von Einzelbeschwerden optional vor, aber fast alle nMRI haben dieses Mandat. Siehe Un Generalversammlung 
(1994), S. 6.
113 Vgl. Doek (2008); Steward.
114 Vgl. Un committee on the Rights of the child (2002b); Bölscher (2013); siehe UnIcEF office of Research (2013), S. 8.
115 Vgl. Un Generalversammlung (1994); Un committee on the Rights of the child (2002b).
116 Vgl. Un committee on the Rights of the child (2002b).
117 Vgl. ebd.
118 Siehe Un committee on the Rights of the child (2006), Mexico, Ziff. 11; Un committee on the Rights of the child (2016d), Zimbabwe, 
Ziff. 21 (c).
119 Vgl. UnIcEF office of Research (2013).
120 Vgl. Un committee on the Rights of the child (2002b); UnIcEF office of Research (2013).
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Bei einer institutionalisierten Beteiligung werden 
Kinder und Jugendliche beispielsweise bei der 
Festlegung von Prioritäten einer unabhängigen 
Monitoring-Institution, der Entwicklung von Kom-
munikationsstrategien oder der Evaluierung von 
Forschungs- oder trainingsaktivitäten auf augen-
höhe gehört. Institutionalisierte Mechanismen sind 
langfristig angelegt und beziehen eine überschau-
bare anzahl von Kindern und Jugendlichen ein. 
Sie stärken deren Fähigkeiten zur Darstellung der 
eigenen Sichtweise, zur Bildung einer fundierten 
Meinung und zur teilnahme an politischen Diskur-
sen. Zu den eher gezielten Maßnahmen gehören 
Beratungsrunden, anhörungen oder Fokusgrup-
pengespräche mit Kindern und Jugendlichen zu 
einem bestimmten thema. Solche Maßnahmen 
ermöglichen es, eine größere anzahl von Kindern 
und Jugendlichen zu beteiligen. Sie tragen aber 
weniger zum aufbau der Kapazitäten der teilneh-
menden bei. Wenn sie methodisch nicht korrekt 
durchgeführt werden, bergen sie oft das Risiko, 
eine alibifunktion zu erfüllen.121 
Insgesamt erfordert die aktive Zusammenar-
beit mit Kindern und Jugendlichen spezifische 
Fach- und Methodenkenntnisse, Ressourcen und 
Engagement; all dies muss innerhalb der jeweili-
gen Institution oft erst geschaffen werden. 
Herausforderungen im Kontext der 
Entwicklungszusammenarbeit
Um effektiv arbeiten zu können und gesellschaft-
liche akzeptanz und Legitimität zu erlangen, 
müssen unabhängige Monitoring-Institutionen 
zum nationalen Kontext passen; entsprechend 
vielfältig sind die Modelle für solche Institutionen. 
In Ländern des Globalen Südens unterstützen oft 
bi- oder multilaterale akteure den aufbau solcher 
Institutionen. Hier gilt es zu beachten, dass die 
Einrichtung solcher Institutionen von nationa-
len akteuren angestoßen und getragen werden 
muss.122 Geber dürfen Monitoring-Institutionen 
entsprechend nicht von ihren eigenen Prioritäten 
abbringen.123 
Anknüpfungspunkte für die 
Entwicklungszusammenarbeit
– Unterstützung von Partnerländern beim aufbau 
von unabhängigen Monitoring-Institutionen mit 
einem spezifischen Fokus auf Kinderrechte
– Fachliche Beratung und Weiterbildung in den 
bestehenden unabhängigen Institutionen wie 
nMRI oder ombudsstellen zu kinderrechtlichen 
Grundlagen und Partizipation von Kindern und 
Jugendlichen 
– Beratung und capacity-Development bei der 
organisationsentwicklung, um die Kapazitäten 
zur ausfüllung des kinderrechtlichen Mandats 
sowohl nach innen (Strategieplanung, interne 
Kohärenz) als auch nach außen (Dialog mit und 
Beratung von staatlichen und nicht staatlichen 
akteuren, aufbau von Foren) nachhaltig zu 
stärken
– Unterstützung beim aufbau von netzwerken für 
den austausch zwischen unabhängigen Moni-
toring-Institutionen zu gemeinsamen Lernpro-
zessen im Bereich der Kinderrechte sowie zu 
grenzüberschreitender Kooperation bei gemein-
samen Problemen, beispielsweise für den 
Schutz von Kindern vor Menschenhandel
121 Vgl. UnIcEF office of Research (2013); vgl. Bölscher (2013).
122 Vgl. UnIcEF office of Research (2013); siehe Bölscher (2013), S. 34–37. 
123 Vgl. Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (2014).
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Übersicht der SDGs mit Bezügen zu Kinderrechten
UN-Nachhaltigkeitsziel Unterziele Relevante Kinderrechte und 
 Artikel der UN-KRK
1.1. extreme armut beseitigen
1.2 anteil der Männer, Frauen und 
Kinder, die in armut leben, mindes-
tens um die Hälfte senken
1.3. Sozialschutzsysteme und -maß-
nahmen für alle umsetzen
Recht auf Schutz vor Gewaltanwen-
dung, Misshandlung, Verwahrlosung 
(art. 19), insb. Pflicht der Staaten, 
in diesem Rahmen Sozialprogramme 
aufzustellen (art. 19.2)
Recht auf Gesundheitsvorsorge 
(art. 24), Soziale Sicherheit 
(art. 26), angemessene Lebens-
bedingungen, Unterhalt (art. 27), 
Bildung (art. 28)
2.1 den Hunger beenden 
2.2 alle Formen der Mangelernäh-
rung beenden
Recht auf Gesundheitsvorsorge 
(art. 24), insb. die Pflicht der 
Staaten, Unter- und Fehlernährung 
im Rahmen der gesundheitlichen 
Grundversorgung zu bekämpfen 
(art. 24.2c)
3.1. die weltweite Müttersterblich-
keit senken
3.2 den vermeidbaren todesfällen 
bei neugeborenen und Kindern 
unter 5 Jahren ein Ende setzen
3.7 Zugang zu sexual- und reproduk-
tionsmedizinischer Versorgung
3.8. allgemeine Gesundheitsversor-
gung für alle erreichen
Recht auf Gesundheitsvorsorge 
(art. 24), darunter auch Pflicht 
der Staaten, die Säuglings- und 
Kindersterblichkeit zu verringern 
(art. 24.2a)
Schutz vor Suchtstoffen (art. 33)
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UN-Nachhaltigkeitsziel Unterziele Relevante Kinderrechte und 
 Artikel der UN-KRK
4.1 kostenlose und hochwertige 
Grund- und Sekundarschulbildung 
für alle Mädchen und Jungen 
4.2 Zugang zu hochwertiger früh-
kindlicher Erziehung, Betreuung und 
Vorschulbildung für alle Mädchen 
und Jugend
4.3 gleichberechtigter Zugang 
aller Frauen und Männer zu einer 
erschwinglichen und hochwertigen 
fachlichen, beruflichen und tertiären 
Bildung einschließlich universitärer 
Bildung 
4.4 Erhöhung der Zahl der Jugend-
lichen und Erwachsenen, die über 
die entsprechenden Qualifikationen 
einschließlich fachlicher und berufli-
cher Qualifikationen verfügen
4.5 geschlechtsspezifische Dispari-
täten in der Bildung beseitigen 
4.6 alle Jugendlichen und ein erheb-
licher anteil der Erwachsenen lernen 
lesen, schreiben und rechnen 
4.7 Bildung für nachhaltige 
 Entwicklung fördern
4 a) Gestaltung von kindergerechten 
Bildungseinrichtungen für ein siche-
reres, integratives und effektives 
Lernumfeld. 




UN-Nachhaltigkeitsziel Unterziele Relevante Kinderrechte und 
 Artikel der UN-KRK
5.1 alle Formen der Diskriminierung 
von Frauen und Mädchen überall auf 
der Welt beenden 
5.2 alle Formen von Gewalt gegen 
alle Frauen und Mädchen beseitigen
5.3 alle schädlichen Praktiken wie 
Kinderheirat, Frühverheiratung und 
Zwangsheirat sowie die Genitalver-
stümmelung bei Frauen und Mäd-
chen beseitigen
5.c. solide Politik und durchsetzbare 
Rechtsvorschriften zur Förderung 
der Gleichstellung der Geschlechter 
und der Selbstbestimmung aller 
Frauen und Mädchen 
nicht-Diskriminierung (art. 2)
Schutz vor Gewaltanwendung, Miss-
handlung, Verwahrlosung (art. 19)
Recht auf Gesundheitsvorsorge 
(art. 24), insb. Beratung und aufklä-
rung zu Familienplanung (art 24.2f)
Schutz vor sexuellem Missbrauch 
(art. 34)
Maßnahmen gegen Entführung und 
Kinderhandel (art. 35)
6.1 allgemeiner und gerechter 
Zugang zu einwandfreiem und 
bezahlbarem trinkwasser für alle 
6.2 Zugang zu einer angemessenen 
und gerechten Sanitärversorgung 
und Hygiene für alle, unter beson-
derer Beachtung der Bedürfnisse 
von Frauen und Mädchen und von 
Menschen in prekären Situationen
Recht auf Gesundheitsvorsorge 
(art. 24), insb. Bereitstellung von 
sauberem trinkwasser (art. 24.2c)
Verwirklichung der Kinderrechte 
(art. 4), insb. durch internationale 
Zusammenarbeit
8.5 produktive Vollbeschäftigung 
und menschenwürdige arbeit für alle 
Frauen und Männer
8.6 Verringerung des anteils junger 
Menschen, die ohne Beschäftigung 
sind und keine Schul- oder Berufs-
ausbildung durchlaufen
8.7 abschaffung von Zwangsarbeit, 
moderner Sklaverei und Menschen-
handel, schlimmste Formen von 
Kinderarbeit und Kindersoldaten
8.b globale Strategie für 
Jugendbeschäftigung 
Schutz vor wirtschaftlicher ausbeu-
tung (art. 32)
Schutz vor sexuellem Missbrauch 
(art. 34)
Maßnahmen gegen Entführung und 
Kinderhandel (art. 35)
Schutz bei bewaffneten Konflikten; 
Einziehung zu den Streitkräften 
(art. 38)
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UN-Nachhaltigkeitsziel Unterziele Relevante Kinderrechte und 
 Artikel der UN-KRK
16.1. alle Formen der Gewalt 
beenden
16.2 Missbrauch und ausbeutung 
von Kindern, den Kinderhandel, 
Folter und alle Formen von Gewalt 
gegen Kinder beenden
16.3. Rechtsstaatlichkeit fördern 
und gleichberechtigter Zugang aller 
zur Justiz
16.9 dafür sorgen, dass alle 
Menschen eine rechtliche Iden-




Verwirklichung der Kinderrechte 
(art. 4)
Recht auf Leben (art. 6)
Recht auf Identität (art. 7)
Beteiligungsrechte (art. 12–17)
Recht auf Schutz vor Gewaltanwen-
dung, Misshandlung, Verwahrlosung 
(art. 19)
Schutz vor sexuellem Missbrauch 
(art. 34)
Maßnahmen gegen Entführung und 
Kinderhandel (art. 35)
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